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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

§ 7. Die Benutzung der Gewässer zur Holztrift wird durch die 
forstrechtlichen Vorschriften geregelt. Sie unterliegt jedoch auch der Bewilligung 
nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes.

§ 7. Die Benutzung der Gewässer zur Holztrift unterliegt der Bewilligung 
nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes. 

§ 12a. (3) Der Stand der Technik ist bei allen Wasserbenutzungen sowie 
diesem Bundesgesetz unterliegenden Anlagen und Maßnahmen, nach Maßgabe 
der nachfolgenden Bestimmungen sowie den auf diesem Bundesgesetz 
basierenden Verordnungen einzuhalten. Sofern der Antragsteller nachweist, dass 
im Einzelfall auf Grund besonderer Umstände mit wirtschaftlich zumutbarem 
Aufwand der Stand der Technik nicht eingehalten werden kann bzw. technisch 
nicht herstellbar ist, darf eine Bewilligung mit weniger strengen Regelungen dann 
erteilt werden, wenn dies im Hinblick auf die gegebenen wasserwirtschaftlichen 
Verhältnisse vorübergehend hingenommen werden kann. Eine solche Ausnahme 
ist kurz zu befristen und mit den gebotenen Vorkehrungen, Auflagen oder 
Nebenbestimmungen zu versehen. Dem Antrag sind die zu seiner Prüfung 
erforderlichen Unterlagen, insbesondere jene nach § 103 anzuschließen. 
Bescheide, mit denen ein Abweichen vom Stand der Technik gewährt worden ist, 
sind binnen zwei Wochen nach deren Rechtskraft unter Anschluss der 
Entscheidungsunterlagen dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 
Umwelt und Wasserwirtschaft vorzulegen. Dieser kann gegen solche Bescheide 
Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof erheben. Die Beschwerdefrist 
beginnt mit dem Einlangen des Bescheides und der Unterlagen beim 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft.

§ 12a. (3) Der Stand der Technik ist bei allen Wasserbenutzungen sowie 
diesem Bundesgesetz unterliegenden Anlagen und Maßnahmen, nach Maßgabe 
der nachfolgenden Bestimmungen sowie den auf diesem Bundesgesetz 
basierenden Verordnungen einzuhalten. Sofern der Antragsteller nachweist, dass 
im Einzelfall auf Grund besonderer Umstände mit wirtschaftlich zumutbarem 
Aufwand der Stand der Technik nicht eingehalten werden kann bzw. technisch 
nicht herstellbar ist, darf eine Bewilligung mit weniger strengen Regelungen dann 
erteilt werden, wenn dies im Hinblick auf die gegebenen wasserwirtschaftlichen 
Verhältnisse vorübergehend hingenommen werden kann. Eine solche Ausnahme 
ist kurz zu befristen und mit den gebotenen Vorkehrungen, Auflagen oder 
Nebenbestimmungen zu versehen. Dem Antrag sind die zu seiner Prüfung 
erforderlichen Unterlagen, insbesondere jene nach § 103 anzuschließen. Es 
besteht die Möglichkeit zur Erhebung einer Amtsbeschwerde (§ 116). 

§ 21. (2) Wurde die Bestimmung der Bewilligungsdauer unterlassen, kann 
der Bescheid binnen drei Monaten ab Erlassung oder von der Berufungsbehörde 
ergänzt werden. Erfolgt eine Ergänzung nicht, gilt die im Abs. 1 genannte Frist. 
Bescheide, die vor dem 1. Juli 1990 erlassen wurden, werden davon nicht berührt.

§ 21. (2) Wurde die Bestimmung der Bewilligungsdauer unterlassen, kann 
der Bescheid binnen drei Monaten ab Erlassung oder vom Verwaltungsgericht 
ergänzt werden. Erfolgt eine Ergänzung nicht, gilt die im Abs. 1 genannte Frist. 
Bescheide, die vor dem 1. Juli 1990 erlassen wurden, werden davon nicht berührt. 

§ 29a. neu. Stilllegung von Anlagen in denen gewisse industrielle Tätigkeiten durchgeführt 
werden 

§ 29a. (1) Betreiber von Anlagen, in der eine oder mehrere der in Anhang I 
der Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlamentes und des Rates vom 24. 
November 2010 über Industrieemissionen (integrierte Vermeidung und 
Verminderung der Umweltverschmutzung) angeführten Tätigkeiten durchgeführt 
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werden, haben - unbeschadet § 29 – bei endgültiger Einstellung ihrer Tätigkeiten 
den Stand der Grundwasserverschmutzung durch relevante gefährliche Stoffe, die 
durch die Anlage verwendet, erzeugt oder freigesetzt wurden, ein letztes Mal zu 
bewerten (§ 134a). 

(2) Im Fall der endgültigen Einstellung der Tätigkeit einer Anlage, die 
Anhang I der Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 24. November 2010 über Industrieemissionen (ABl. Nr. L 334 vom 
17.12.2010, S. 17) unterliegt, hat der Inhaber dieser Anlage erforderlichenfalls 
die jeweiligen Maßnahmen gemäß Z 1 und 2 oder 3 zu setzen: 
 1. Bei Vorliegen eines Berichts über den Ausgangszustand gemäß § 134 

Abs. 1 und wenn durch die Anlage erhebliche 
Grundwasserverschmutzungen mit relevanten gefährlichen Stoffen im 
Vergleich zu dem im Bericht über den Ausgangszustand angegebenen 
Zustand verursacht wurden, hat der Anlagenbetreiber - (unter 
Berücksichtigung der technischen Durchführbarkeit) - alle 
erforderlichen Maßnahmen zur Beseitigung dieser Verschmutzung zu 
setzen, um das Gelände in den im Bericht über den Ausgangszustand 
(§ 134a Abs.1) festgestellten Zustand zurückzuführen. 

 2. Bei Vorliegen eines Berichts über den Ausgangszustand gemäß § 134a 
Abs. 1 und sofern infolge genehmigter Tätigkeiten vom Betreiber bereits 
vor dem 7. Januar 2013 verursachte Grundwasserverschmutzungen 
unter dem Anlagengelände eine ernsthafte Gefährdung der menschlichen 
Gesundheit oder der Umwelt zur Folge haben, hat der Anlagenbetreiber 
die erforderlichen Maßnahmen zur Beseitigung, Verhütung, 
Eindämmung oder Verringerung relevanter gefährlicher Stoffe zu 
ergreifen, damit auch diese Grundwasserverschmutzungen keine solche 
Gefährdung mehr darstellen. 

 3. Liegt ein Bericht über den Ausgangszustand gemäß § 134a Abs. 1 nicht 
vor, weil die Genehmigung noch nicht aktualisiert worden ist oder keine 
Verpflichtung des Betreibers zur Erstellung eines Berichtes über den 
Ausgangszustand besteht, hat der Betreiber dennoch für das 
Anlagengelände die erforderlichen Maßnahmen zur Beseitigung, 
Verhütung, Eindämmung oder Verringerung relevanter gefährlicher 
Stoffe zu treffen, damit diese Grundwasserverschmutzungen infolge 
genehmigter Tätigkeiten, auch wenn sie nicht von ihm verursacht worden 
sind, keine Gefährdung der menschlichen Gesundheit oder der Umwelt 
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mehr darstellen.

(3) Alle auf Grundlage der letztmaligen Bewertung notwendigen 
Maßnahmen gem. Abs.2 sind der zuständigen Behörde nach endgültiger 
Einstellung der Tätigkeit unter Vorlage entsprechender Unterlagen anzuzeigen. 
Diese hat dem Anlagenbetreiber die Durchführung der gem. Abs.2 jeweils 
erforderlichen Maßnahmen unter Setzung einer angemessenen Frist mit Bescheid 
aufzutragen. § 29 Abs. 4 und 6 bis 8 gelten sinngemäß.

§ 31c. (2) Bei Vorhaben nach Abs. 1, die nach den gewerberechtlichen 
Vorschriften genehmigungspflichtig sind oder die dem Mineralrohstoffgesetz 
unterliegen, entfällt die Bewilligungspflicht, wenn das Vorhaben außerhalb 
wasserrechtlich besonders geschützter Gebiete geplant ist. 

§ 31c. (2) Die Bewilligung kann auch zeitlich befristet erteilt werden. 

§ 31c. (3) In den Fällen des Abs. 1 und 2 hat die jeweils zuständige Behörde 
insbesondere die zur Vermeidung einer Gewässerverunreinigung (§ 30) 
notwendigen und nach dem Stand der Technik möglichen Vorkehrungen zu 
treffen, die nach Beendigung der Entnahme zu treffenden Maßnahmen 
aufzutragen sowie darauf zu achten, dass Gemeinden in der Versorgung ihrer 
Bewohner mit Trinkwasser nicht beeinträchtigt werden. Die Bewilligung kann 
auch zeitlich befristet erteilt werden. 

§ 31c. (3) Auf die in Abs. 1 genannten Vorhaben finden die §§ 27 Abs. 4 und 
29 Anwendung. 

§ 31c. (4) Auf die in Abs. 1 bis 3 genannten Vorhaben finden die §§ 27 
Abs. 4 und 29, soweit es sich um Vorhaben handelt, die der Gewerbeordnung 
oder dem Bergrecht unterliegen, diese Vorschriften sinngemäß Anwendung. 

§ 31c. (4) entfällt. 

§ 31c. (5) Die Abs. 1 bis 4 finden sinngemäß Anwendung auf 
 a) Anlagen zur Gewinnung von Erdwärme in wasserrechtlich besonders 

geschützten Gebieten (34, 35 und 54) und in geschlossenen 
Siedlungsgebieten ohne zentrale Trinkwasserversorgung; 

 b) Anlagen zur Gewinnung von Erdwärme in Form von Vertikalkollektoren 
(Tiefsonden), soweit sie nicht von lit. a erfasst sind, sofern sie eine Tiefe 
von 300 m überschreiten oder in Gebieten mit gespannten oder artesisch 
gespannten Grundwasservorkommen. Die Grenzen derartiger Gebiete 
sind im Wasserbuch in geeigneter Weise ersichtlich zu machen. 

 c) Anlagen zur Wärmenutzung der Gewässer. 
Auf Vorhaben gem. lit. a, b und c ist das Anzeigeverfahren gemäß § 114 
anzuwenden. In Abweichung von § 114 Abs. 4 sind Bewilligungen für 
Tiefsonden mit 25 Jahren ab Einbringung der Anzeige befristet. 

§ 31c. (4) Die Abs. 1 bis 3 finden sinngemäß Anwendung auf 
 a) Anlagen zur Gewinnung von Erdwärme in wasserrechtlich besonders 

geschützten Gebieten (34, 35 und 54) und in geschlossenen 
Siedlungsgebieten ohne zentrale Trinkwasserversorgung; 

 b) Anlagen zur Gewinnung von Erdwärme in Form von Vertikalkollektoren 
(Tiefsonden), soweit sie nicht von lit. a erfasst sind, sofern sie eine Tiefe 
von 300 m überschreiten oder in Gebieten mit gespannten oder artesisch 
gespannten Grundwasservorkommen. Die Grenzen derartiger Gebiete 
sind im Wasserbuch in geeigneter Weise ersichtlich zu machen. 

 c) Anlagen zur Wärmenutzung der Gewässer. 
Auf Vorhaben gem. lit. a, b und c ist das Anzeigeverfahren gemäß § 114 
anzuwenden. In Abweichung von § 114 Abs. 4 sind Bewilligungen für 
Tiefsonden mit 25 Jahren ab Einbringung der Anzeige befristet. 
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§ 32b. (4) Das Kanalisationsunternehmen hat ein Verzeichnis der gemäß 

Abs. 2 mitgeteilten Einleiter zu führen und dieses in jährlichen Intervallen zu 
aktualisieren. Darüber ist der Wasserrechtsbehörde zu berichten. Den Inhalt und 
die Häufigkeit dieser Berichte hat der Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft durch Verordnung festzulegen. 

§ 32b. (4) Das Kanalisationsunternehmen hat ein Verzeichnis der gemäß 
Abs. 2 mitgeteilten Einleiter zu führen und dieses in jährlichen Intervallen zu 
aktualisieren. Darüber ist der Wasserrechtsbehörde oder der mit der 
Durchführung der Gewässeraufsicht betrauten Dienststelle zu berichten. Die 
Berichte sind Teil des Wasserinformationssystems. Den Inhalt und die Häufigkeit 
dieser Berichte hat der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft durch Verordnung festzulegen.

§ 33b. (1) Bei der Bewilligung von Abwassereinleitungen in Gewässer oder 
in eine bewilligte Kanalisation hat die Behörde jedenfalls die nach dem Stand der 
Technik möglichen Auflagen zur Begrenzung von Frachten und Konzentrationen 
schädlicher Abwasserinhaltsstoffe vorzuschreiben. 

§ 33b. (1) Bei der Bewilligung von Abwassereinleitungen in Gewässer oder 
in eine bewilligte Kanalisation hat die Behörde jedenfalls die nach dem Stand der 
Technik möglichen Auflagen zur Begrenzung von Frachten und Konzentrationen 
schädlicher Abwasserinhaltsstoffe vorzuschreiben. Bei der indirekten Einleitung 
von Schadstoffen in das Wasser kann die Wirkung einer 
Kläranlage/Abwasserreinigungsanlage bei der Festsetzung der 
Emissionsgrenzwerte der betreffenden Anlage berücksichtigt werden, sofern ein 
insgesamt gleichwertiges Umweltschutzniveau sichergestellt wird und es nicht zu 
einer höheren Belastung der Umwelt kommt. 

§ 33b. (6) Bestehen Verordnungen zur Emissionsbegrenzung nach Abs. 3, so 
dürfen strengere als die darin getroffenen Emissionsbeschränkungen durch 
Vorschreibung von Auflagen nur dann getroffen werden, wenn dies auf Grund 
der Vorbelastung der Gewässer oder auf Grund von Regelungen nach den §§ 33 
Abs. 2, 33d, 34, 35 oder 54 notwendig ist. 

§ 33b. (6) Bestehen Verordnungen zur Emissionsbegrenzung nach Abs. 3, so 
dürfen strengere als die darin getroffenen Emissionsbeschränkungen durch 
Vorschreibung von Auflagen nur dann getroffen werden, wenn dies auf Grund 
der Vorbelastung der Gewässer oder auf Grund von Regelungen nach den §§ 33 
Abs. 2, 33d, 34, 35 oder 54 notwendig ist. Für Anlagen, die in Anhang I der 
Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
24. November 2010 über Industrieemissionen (ABl. Nr. L 334 vom 17.12.2010, 
S. 17) genannte industrielle Tätigkeiten durchführen, sind strengere Regelungen 
auch dann vorzuschreiben, wenn eine BVT-Schlussfolgerung einen strengeren 
Grenzwert enthält, die Schlussfolgerung aber noch nicht in einer generellen 
Norm umgesetzt wurde. 

§ 33b. (10) Ist im Einzelfall auf Grund besonderer Umstände mit 
wirtschaftlich zumutbarem Aufwand das Einhalten von nach Abs. 3 verordneten 
Emissionswerten technisch nicht möglich, darf eine Bewilligung der 
Abwassereinleitung mit weniger strengen Regelungen dann erteilt werden, wenn 
 a) das öffentliche Interesse an der die Einleitung erfordernden Maßnahme 

jenes an der Gewässerreinhaltung überwiegt, oder wenn 
 b) die Überschreitung der Emissionswerte im Hinblick auf die gegebenen 

wasserwirtschaftlichen Verhältnisse vorübergehend hingenommen 

§ 33b. (10) Ist im Einzelfall auf Grund besonderer Umstände mit 
wirtschaftlich zumutbarem Aufwand das Einhalten von nach Abs. 3 verordneten 
Emissionswerten technisch nicht möglich, darf eine Bewilligung der 
Abwassereinleitung mit weniger strengen Regelungen dann erteilt werden, wenn 
 a) das öffentliche Interesse an der die Einleitung erfordernden Maßnahme 

jenes an der Gewässerreinhaltung überwiegt, oder wenn 
 b) die Überschreitung der Emissionswerte im Hinblick auf die gegebenen 

wasserwirtschaftlichen Verhältnisse vorübergehend hingenommen 
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werden kann.

Dem Antrag sind die zu seiner Prüfung erforderlichen Unterlagen, insbesondere 
jene nach § 103 anzuschließen. Eine solche Ausnahmebewilligung ist kurz zu 
befristen und mit den gebotenen Emissionsbeschränkungen zu versehen. Solche 
Bescheide sind binnen zwei Wochen nach deren Rechtskraft unter Anschluss der 
Entscheidungsunterlagen dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 
Umwelt und Wasserwirtschaft vorzulegen. Dieser kann gegen solche Bescheide 
Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof erheben. Die Beschwerdefrist 
beginnt mit dem Einlangen des Bescheides und der Unterlagen beim 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft. 

werden kann.
Dem Antrag sind die zu seiner Prüfung erforderlichen Unterlagen, insbesondere 
jene nach § 103 anzuschließen. Eine solche Ausnahmebewilligung ist kurz zu 
befristen und mit den gebotenen Emissionsbeschränkungen zu versehen. Es 
besteht die Möglichkeit zur Erhebung einer Amtsbeschwerde (§ 116). Wird für 
eine Anlage, die in Anhang I der Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 über Industrieemissionen 
(ABl. Nr. L 334 vom 17.12.2010, S 17) genannte industrielle Tätigkeiten 
durchführt, ein weniger strenger Emissionsgrenzwert als in einer BVT-
Schlussfolgerung zugestanden, ist diese Information von der zuständigen Behörde 
der Öffentlichkeit auch über das Internet zugänglich zu machen. 

§ 33c. (1) Der Wasserberechtigte hat innerhalb von zwei Jahren nach 
Inkrafttreten der Verordnung gemäß § 55g Abs. 1 Z 2 der Wasserrechtsbehörde 
hinsichtlich der sanierungspflichtigen Anlagen oder Anlagenteile ein 
Sanierungsprojekt zur wasserrechtlichen Bewilligung vorzulegen oder die Anlage 
mit Ablauf der in der Verordnung festgelegten Sanierungsfrist stillzulegen. 

§ 33c. (1) Der Wasserberechtigte hat innerhalb von zwei Jahren nach 
Inkrafttreten der Verordnung gemäß § 55g Abs. 1 Z 2 der Wasserrechtsbehörde 
hinsichtlich der sanierungspflichtigen Anlagen oder Anlagenteile ein 
Sanierungsprojekt zur wasserrechtlichen Bewilligung vorzulegen oder die Anlage 
mit Ablauf der in der Verordnung festgelegten Sanierungsfrist stillzulegen. Bei 
der erstmaligen Festlegung von Emissionswerten durch Verordnung nach § 33b 
Abs. 3 und 4 für bestehende Anlagen ist die Frist für die Anpassung (§ 55g Abs. 1 
Z 2) jedenfalls durch den Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft zu bestimmen. 

§ 33c. (6) Unbeschadet § 21a sind für bestehende Anlagen, für die nach 
Abs. 1 bereits eine generelle Anpassungspflicht ausgelöst wurde, weitere 
Sanierungen im Falle einer neuerlichen Verordnung gemäß § 33b Abs. 3 und 4 
nur vorzunehmen, wenn 
 1. es sich um Anlagen handelt, die Anhang I gemäß der Richtlinie 

96/61/EG des Rates über die integrierte Vermeidung und Verminderung 
der Umweltverschmutzung, ABl. Nr. L 257 vom 10. Oktober 1996 S 26, 
unterliegen oder 

 2. es sich um Anlagen handelt, die der Abfallverbrennungsverordnung, 
BGBl. II Nr. 389/2002, unterliegen oder 

 3. Regionalprogramme gemäß § 55g in Umsetzung von 
Maßnahmenprogrammen dies vorsehen. 

§ 33c. (6) Unbeschadet § 21a sind für bestehende Anlagen, für die bereits 
einmal eine generelle Anpassungspflicht nach § 33c ausgelöst wurde, weitere 
Sanierungen im Falle einer neuerlichen Verordnung gem. § 33b Abs. 3 und 4 nur 
vorzunehmen, wenn 
 1. es sich um Anlagen handelt, die eine in Anhang I der Richtlinie 

2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
24. November 2010 über Industrieemissionen (ABl. Nr. L 334 vom 
17.12.2010, S. 17) genannte industrielle Tätigkeiten durchführen, oder 

 2. eine Verordnung gemäß § 55g Abs. 1 Z 2 dies vorsieht. 

§ 34. (7) Die Vollziehung einer gemäß Abs. 2 erlassenen Verordnung obliegt 
der Bezirksverwaltungsbehörde. Bedarf eine gemäß Abs. 2 bewilligungs- oder 
anzeigepflichtige Maßnahme noch einer weiteren, in die Zuständigkeit einer 

§ 34. (7) Die Vollziehung einer gemäß Abs. 2 oder 2a erlassenen 
Verordnung obliegt der Bezirksverwaltungsbehörde. Bedarf eine gemäß Abs. 2 
bewilligungs- oder anzeigepflichtige Maßnahme noch einer weiteren, in die 
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Behörde höherer Instanz fallenden wasserrechtlichen Bewilligung, so ist diese 
Behörde zuständig. 

Zuständigkeit des Landeshauptmannes oder des Bundesministers für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft fallenden wasserrechtlichen 
Bewilligung, so ist diese Behörde zuständig. Insoweit Interessen des öffentlichen 
Eisenbahnverkehrs durch Maßnahmen nach § 34 berührt werden, hat sich die 
Wasserrechtsbehörde des vorherigen Einverständnisses der Eisenbahnbehörde zu 
versichern oder die Angelegenheit dem Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft vorzulegen. In gleicher Weise hat 
die Wasserrechtsbehörde vorzugehen, wenn eine Eisenbahnunternehmung in eine 
Wassergenossenschaft oder in einen Wasserverband nach §§ 75, 76 oder 88 
zwangsweise einbezogen werden soll. 

§ 53. (1) Wer an der Verwirklichung der in §§ 30a, c und d festgelegten 
Ziele interessiert ist, kann dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 
Umwelt und Wasserwirtschaft unter Berücksichtigung der im Nationalen 
Gewässerbewirtschaftungsplan für einen Oberflächenwasser- oder 
Grundwasserkörper festgelegten konkreten Vorgaben einen Entwurf hierfür mit 
dem Antrag auf Prüfung vorlegen. Ein solcher Entwurf muss fachkundig 
ausgearbeitet sein und zumindest die erforderlichen hydrologischen und sonstigen 
Unterlagen unter dem Gesichtspunkt eines ausgeglichenen Wasserhaushaltes, der 
Versorgung mit Trink-, Nutz- und Bewässerungswasser, der 
Abwasserbeseitigung, des Hochwasserschutzes, der Wasserkraftnutzung und der 
Fischerei sowie die Erläuterung der Vorteile des wasserwirtschaftlichen 
Rahmenplanes enthalten. 

§ 53. (1) Wer an der Verwirklichung wasserwirtschaftlicher Zielsetzungen, 
insbesondere der in §§ 30a, c und d festgelegten Ziele interessiert ist, kann dem 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 
unter Berücksichtigung der im Nationalen Gewässerbewirtschaftungsplan für 
einen Oberflächenwasser- oder Grundwasserkörper festgelegten konkreten 
Vorgaben einen Entwurf hierfür mit dem Antrag auf Prüfung vorlegen. Ein 
solcher Entwurf muss fachkundig ausgearbeitet sein und zumindest die 
erforderlichen hydrologischen und sonstigen Unterlagen unter dem Gesichtspunkt 
eines ausgeglichenen Wasserhaushaltes, der Versorgung mit Trink-, Nutz- und 
Bewässerungswasser, der Abwasserbeseitigung, des Hochwasserschutzes, der 
Wasserkraftnutzung und der Fischerei sowie die Erläuterung der Vorteile des 
wasserwirtschaftlichen Rahmenplanes enthalten. 

§ 55. (2) Dem Landeshauptmann als wasserwirtschaftlichem Planungsorgan 
obliegt 
 a) die Zusammenfassung und Koordinierung aller wasserwirtschaftlichen 

Planungsfragen im Lande, 
 b) die Überwachung der wasserwirtschaftlichen Entwicklung, 
 c) die Sammlung der für die wasserwirtschaftliche Planung bedeutsamen 

Daten, 
 d) die vorausschauende wasserwirtschaftliche Planung, 
 e) die Schaffung von Grundlagen für die Festlegung von Schutz- und 

Schongebieten (§§ 34, 35, 37), für Verordnungen gemäß § 33 Abs. 2, für 
Sanierungsprogramme gemäß § 33d, für Beobachtungs- und 
voraussichtliche Maßnahmengebiete gemäß § 33f, für 
wasserwirtschaftliche Rahmenverfügungen gemäß § 54 sowie für 

§ 55. (2) Dem Landeshauptmann als wasserwirtschaftlichem Planungsorgan 
obliegt 
 a) die Zusammenfassung und Koordinierung aller wasserwirtschaftlichen 

Planungsfragen im Lande, 
 b) die Überwachung der wasserwirtschaftlichen Entwicklung, 
 c) die Sammlung der für die wasserwirtschaftliche Planung bedeutsamen 

Daten, 
 d) die vorausschauende wasserwirtschaftliche Planung, 
 e) die Schaffung von Grundlagen für die Festlegung von Schutz- und 

Schongebieten (§§ 34, 35, 37), für Verordnungen gemäß § 33 Abs. 2, für 
Sanierungsprogramme gemäß § 33d, für Beobachtungs- und 
voraussichtliche Maßnahmengebiete gemäß § 33f, für 
wasserwirtschaftliche Rahmenverfügungen gemäß § 54 sowie für 
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Regionalprogramme gemäß § 55g Abs. 1 Z 1,

 f) die Wahrnehmung wasserwirtschaftlicher Interessen gegenüber anderen 
Planungsträgern, 

 g) die Wahrnehmung der Interessen an der Sicherung der Trink- und 
Nutzwasserversorgung im Lande in allen behördlichen Verfahren als 
Partei. 

Regionalprogramme gemäß § 55g Abs. 1 Z 1,
 f) die Wahrnehmung wasserwirtschaftlicher Interessen gegenüber anderen 

Planungsträgern und Behörden, 
 g) die Beurteilung von Vorhaben auf Vereinbarkeit mit 

wasserwirtschaftlichen Planungen und Zielen, insbesondere zur 
Wahrung der Interessen an der Trink- und Nutzwasserversorgung im 
Lande. 

§ 55. (4) Wer eine wasserrechtliche Bewilligung anstrebt, hat schon vor 
Befassung der Wasserrechtsbehörde sein Vorhaben unter Darlegung der 
Grundzüge dem wasserwirtschaftlichen Planungsorgan anzuzeigen. 

§ 55. (4) Wer eine wasserrechtliche Bewilligung anstrebt, hat schon vor 
Befassung der Wasserrechtsbehörde sein Vorhaben unter Darlegung der 
Grundzüge dem wasserwirtschaftlichen Planungsorgan anzuzeigen. Dieses hat 
über Verlangen zutreffendenfalls mitzuteilen, dass einem Vorhaben 
wasserwirtschaftliche Planungen und Ziele nicht entgegenstehen, insbesondere 
dass durch ein Vorhaben keine Verschlechterung (§§ 30a, 30c) zu erwarten ist. 

§ 55. (5) Das wasserwirtschaftliche Planungsorgan ist in allen Verfahren 
nach diesem Bundesgesetz sowie nach dem Mineralrohstoffgesetz, dem 
Eisenbahnrecht, dem Schifffahrtsrecht, dem Gewerberecht, dem 
Rohrleitungsrecht, dem Forstrecht und dem Abfallrecht des Bundes, durch die 
wasserwirtschaftliche Interessen berührt werden, zu hören, im Fall der 
Parteistellung (§ 102 Abs. 1 lit. h) beizuziehen. Die Parteistellung einschließlich 
der Beschwerdelegitimation vor dem Verwaltungsgerichtshof ist in 
Wahrnehmung seiner Aufgaben zur Wahrung wasserwirtschaftlicher Interessen 
gemäß Abs. 2 lit. a bis g, insbesondere unter Bedachtnahme auf die in einem 
Nationalen Gewässerbewirtschaftungsplan oder einem 
Hochwasserrisikomanagementplan festgelegten Vorgaben (Maßnahmen) in allen 
behördlichen Verfahren nach diesem Bundesgesetz sowie in allen behördlichen 
Verfahren, in denen wasserrechtliche Bestimmungen mitangewendet werden 
gegeben. 

§ 55. (5) Das wasserwirtschaftliche Planungsorgan ist in allen Verfahren 
nach diesem Bundesgesetz sowie nach dem Mineralrohstoffgesetz, dem 
Eisenbahnrecht, dem Schifffahrtsrecht, dem Gewerberecht, dem 
Rohrleitungsrecht, dem Forstrecht und dem Abfallrecht des Bundes, durch die 
wasserwirtschaftliche Interessen berührt werden, zu hören. Es hat Parteistellung 
sowie Beschwerdelegitimation an das Verwaltungsgericht in Wahrnehmung 
seiner Aufgaben zur Wahrung wasserwirtschaftlicher Interessen gemäß Abs. 2 lit. 
a bis g, insbesondere unter Bedachtnahme auf die in einem Nationalen 
Gewässerbewirtschaftungsplan oder einem Hochwasserrisikomanagementplan 
festgelegten Vorgaben (Maßnahmen) in allen behördlichen Verfahren nach 
diesem Bundesgesetz sowie in allen behördlichen Verfahren, in denen 
wasserrechtliche Bestimmungen mitangewendet werden; dies gilt nicht für 
Verfahren, in denen der Landeshauptmann als Behörde zur Entscheidung berufen 
sein kann. In diesem Rahmen besteht auch die Möglichkeit zur Erhebung einer 
Revision an den Verwaltungsgerichtshof. 

§ 55. (6) neu. § 55. (6) Findet eine mündliche Verhandlung statt, so ist das 
wasserwirtschaftliche Planungsorgan zu laden und sind ihm die zur Beurteilung 
der Sachlage notwendigen Unterlagen mindestens zwei Wochen vor dem 
Verhandlungstag zu übersenden. Hat das wasserwirtschaftliche Planungsorgan 
an der Verhandlung nicht teilgenommen, so sind ihm auf Verlangen Kopien der 
Verhandlungsakten vor Erlassung des Bescheides zur Stellungnahme zu 
übersenden. Das Verlangen auf Übersendung ist binnen drei Tagen ab dem 
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Verhandlungstag zu stellen. Das wasserwirtschaftliche Planungsorgan hat seine 
Stellungnahme ohne Verzug, längstens jedoch binnen zwei Wochen, abzugeben. 

§ 55g. (3) Bescheide dürfen nur im Einklang mit dem Nationalen 
Gewässerbewirtschaftungsplan (Maßnahmenprogramm) sowie mit auf diesem 
basierenden Regionalprogrammen erlassen werden. Gegen einen Bescheid, kann 
das wasserwirtschaftliche Planungsorgan wegen eines Widerspruchs mit dem 
Regionalprogramm nach Erschöpfung des Instanzenzugs Beschwerde an den 
Verwaltungsgerichtshof erheben, sofern es dem Verfahren entweder nicht 
nachweislich beigezogen worden ist oder im Verfahren unter Bedachtnahme auf 
die in einem Regionalprogramm festgelegten Vorgaben (Maßnahmen) eine 
begründete negative Stellungnahme abgegeben hat. Die Beschwerdefrist beträgt 
in diesen Fällen – in Abweichung von § 26 Abs. 1 VwGG – drei Monate. Über 
Verlangen ist dem Bewilligungsinhaber bereits vor Ablauf der dreimonatigen 
Frist vom wasserwirtschaftlichen Planungsorgan mitzuteilen, ob Gründe für die 
Erhebung einer Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof vorliegen. 

§ 55g. (3) Die Behörde hat zu prüfen, ob ein Vorhaben mit einem 
wasserwirtschaftlichen Regionalprogramm (Abs. 1 Z 1) im Widerspruch steht. 
Bescheide dürfen nur im Einklang mit dem Nationalen 
Gewässerbewirtschaftungsplan (Maßnahmenprogramm) sowie mit auf diesem 
basierenden Sanierungsprogrammen (Abs. 1 Z 2 bis 5) erlassen werden. Die 
Bewilligung eines mit einer wasserwirtschaftlichen Rahmenverfügung im 
Widerspruch stehenden Vorhabens ist nur zulässig, wenn das öffentliche Interesse 
an der Maßnahme jenes an der Einhaltung der Rahmenverfügung überwiegt. 
Gegen einen Bescheid kann das wasserwirtschaftliche Planungsorgan im Rahmen 
seiner Parteistellung (§ 55 Abs. 5) wegen eines Widerspruchs mit einem 
Regional- oder Sanierungsprogramm Beschwerde an das Verwaltungsgericht 
erheben, sofern es dem Verfahren entweder nicht nachweislich beigezogen 
worden ist oder im Verfahren unter Bedachtnahme auf die in einem Regional- 
oder Sanierungsprogramm festgelegten Vorgaben (Maßnahmen) eine begründete 
negative Stellungnahme abgegeben hat. Die Beschwerdefrist beträgt in diesen 
Fällen – in Abweichung von § 7 Abs. 4 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz 
(VwGVG) – drei Monate. Über Verlangen ist dem Bewilligungsinhaber bereits 
vor Ablauf der dreimonatigen Frist vom wasserwirtschaftlichen Planungsorgan 
mitzuteilen, ob Gründe für die Erhebung einer Beschwerde an das 
Verwaltungsgericht vorliegen. In diesem Rahmen besteht auch die Möglichkeit 
zur Erhebung einer Revision an den Verwaltungsgerichtshof.

§ 55j. (2) Ein potenzielles signifikantes Hochwasserrisiko liegt vor, wenn 
 1. im betreffenden Gebiet 
 a) Nutzungen für Siedlungs- und Wirtschaftszwecke und sonstige 

höherwertige Nutzungen, 
 b) infrastrukturelle Einrichtungen von überregionaler, nationaler oder 

internationaler Bedeutung, 
 c) Anlagen gemäß Anhang I der Richtlinie 96/61/EG des Rates vom 

24. September 1996 über die integrierte Vermeidung und 
Verminderung der Umweltverschmutzung oder andere bedeutende 
Verschmutzungsquellen, 

 d) Schutzgebiete gemäß § 59b Z 1, Z 3 und Z 5 oder

§ 55j. (2) Ein potenzielles signifikantes Hochwasserrisiko liegt vor, wenn 
 1. im betreffenden Gebiet 
 a) Nutzungen für Siedlungs- und Wirtschaftszwecke und sonstige 

höherwertige Nutzungen, 
 b) infrastrukturelle Einrichtungen von überregionaler, nationaler oder 

internationaler Bedeutung, 
 c) Anlagen, die in Anhang I der Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 über 
Industrieemissionen (ABl. Nr. L 334 vom 17.12.2010, S 17) genannte 
industrielle Tätigkeiten durchführen, 

d) Schutzgebiete gemäß § 59b Z 1, Z 3 und Z 5 oder
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 e) Kulturerbegüter von nationaler oder internationaler Bedeutung 

bestehen oder in Zukunft aufgrund konkreter Widmungen oder für die 
wasserwirtschaftliche Ordnung bedeutender konkreter Planungen anderer 
Planungsträger (§ 55a Abs. 2) entstehen könnten und 

 2. in diesem Gebiet aufgrund 
 a) der Häufigkeit oder der Intensität der Gefährdung durch Hochwasser 

und 
 b) der besonderen Siedlungs- oder Nutzungsdichte oder der besonderen 

Bedeutung der Nutzung 
signifikante nachteilige Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit, 
die Umwelt, das Kulturerbe und wirtschaftliche Tätigkeiten zu erwarten 
sind. 

 e) Kulturerbegüter von nationaler oder internationaler Bedeutung 
bestehen oder in Zukunft aufgrund konkreter Widmungen oder für die 
wasserwirtschaftliche Ordnung bedeutender konkreter Planungen anderer 
Planungsträger (§ 55a Abs. 2) entstehen könnten und 

 2. in diesem Gebiet aufgrund 
 a) der Häufigkeit oder der Intensität der Gefährdung durch Hochwasser 

und 
 b) der besonderen Siedlungs- oder Nutzungsdichte oder der besonderen 

Bedeutung der Nutzung 
signifikante nachteilige Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit, 
die Umwelt, das Kulturerbe und wirtschaftliche Tätigkeiten zu erwarten 
sind. 

§ 55k. (4) In den Hochwasserrisikokarten sind potenzielle 
hochwasserbedingte nachteilige Auswirkungen nach den in Abs. 2 beschriebenen 
Szenarien zu verzeichnen. Diese sind anzugeben als 
 1. ungefähre Anzahl der potenziell betroffenen Einwohner; 
 2. Art der wirtschaftlichen Tätigkeiten in dem potenziell betroffenen 

Gebiet; 
 3. Anlagen gemäß Anhang I der Richtlinie 96/61/EG des Rates vom 

24. September 1996 über die integrierte Vermeidung und Verminderung 
der Umweltverschmutzung, die im Falle der Überflutung unbeabsichtigte 
Umweltverschmutzungen verursachen könnten, und potenziell betroffene 
Schutzgebiete gemäß § 59b Z 1, Z 3 und Z 5; 

 4. Gebiete, in denen Hochwasser mit hohem Feststoffgehalt oder murartige 
Hochwasserereignisse auftreten können; 

 5. Informationen über andere als in Z 3 genannte bedeutende 
Verschmutzungsquellen. 

§ 55k. (4) In den Hochwasserrisikokarten sind potenzielle 
hochwasserbedingte nachteilige Auswirkungen nach den in Abs. 2 beschriebenen 
Szenarien zu verzeichnen. Diese sind anzugeben als 
 1. ungefähre Anzahl der potenziell betroffenen Einwohner; 
 2. Art der wirtschaftlichen Tätigkeiten in dem potenziell betroffenen 

Gebiet; 
 3. Anlagen, die in Anhang I der Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 über 
Industrieemissionen (ABl. Nr. L 334 vom 17.12.2010, S. 17) genannte 
industrielle Tätigkeiten durchführen, und potenziell betroffene 
Schutzgebiete gemäß § 59b Z 1, 3 und 5; 

 4. Gebiete, in denen Hochwasser mit hohem Feststoffgehalt oder murartige 
Hochwasserereignisse auftreten können; 

 5. Informationen über andere als in Z 3 genannte bedeutende 
Verschmutzungsquellen. 

§ 55n. (3) Das Öffentlichkeitsbeteiligungsverfahren ist entsprechend § 55m 
(ausgenommen Abs. 4 Z 1 und 2) durchzuführen. Pläne sind zu veröffentlichen 
und im Fall von grenzüberschreitenden Konsultationen den jeweiligen 
betroffenen Staaten zugänglich zu machen. Dabei sind eine nichttechnische 
Zusammenfassung der in den Plan einbezogenen Umwelterwägungen sowie eine 
Zusammenfassung hinsichtlich der Berücksichtigung der gemäß § 55m Abs. 2 
abgegebenen Stellungnahmen, der Ergebnisse grenzüberschreitender 

§ 55n. (3) Das Öffentlichkeitsbeteiligungsverfahren ist über mindestens 
sechs Wochen entsprechend dem in § 55m vorgesehenen Verfahren 
(ausgenommen Abs. 4 Z 1 und 2) durchzuführen. Pläne sind zu veröffentlichen 
und im Fall von grenzüberschreitenden Konsultationen den jeweiligen 
betroffenen Staaten zugänglich zu machen. Dabei sind eine nichttechnische 
Zusammenfassung der in den Plan einbezogenen Umwelterwägungen sowie eine 
Zusammenfassung hinsichtlich der Berücksichtigung der gemäß § 55m Abs. 2 
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Konsultationen, wesentlicher Planungsgrundlagen einschließlich des 
Umweltberichtes sowie die Planauswahlgründe anzuschließen. 

abgegebenen Stellungnahmen, der Ergebnisse grenzüberschreitender 
Konsultationen, wesentlicher Planungsgrundlagen einschließlich des 
Umweltberichtes sowie die Planauswahlgründe anzuschließen. 

§ 55p. (1) Programme auf Grund gemeinschaftsrechtlicher Verpflichtungen 
sind vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft auszuarbeiten und als Verordnung im Amtsblatt zur Wiener 
Zeitung zu veröffentlichen. Ist eine Veröffentlichung im vollen Umfang 
untunlich, ist eine Zusammenfassung zu veröffentlichen. Die Programme sind 
ferner im Wasserinformationssystem Austria sowie beim Landeshauptmann jenes 
Landes, das hievon berührt wird, zur öffentlichen Einsicht aufzulegen. 

§ 55p. (1) entfällt. 

§ 55p. (2) Diese Programme sind allgemein im öffentlichen Interesse 
einzuhalten. Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft kann durch Verordnung jene Maßnahmen anordnen, die zur 
Erfüllung solcher Programme erforderlich sind. 

§ 55p. (2) entfällt. 

§ 55p. (3) Programme gemäß Abs. 1 und 2 zur schrittweisen Reduzierung 
und Verhinderung der weiteren Verschmutzung der Gewässer (§ 30) durch 
direkte oder indirekte Ableitungen von Stickstoffverbindungen aus 
landwirtschaftlichen Quellen haben Maßnahmen, Verfahren und 
Verhaltensweisen insbesondere betreffend Düngeverbotszeiträume, das 
Ausbringen von stickstoffhältigen Düngemitteln auf landwirtschaftlichen 
Nutzflächen und das Fassungsvermögen von Behältern zur Lagerung von 
Wirtschaftsdünger zu enthalten. Durch diese Programme wird sichergestellt, dass 
bei landwirtschaftlichen Betrieben der auf den Boden ausgebrachte 
Wirtschaftsdünger, einschließlich des von den Tieren selbst ausgebrachten 
Dungs, eine Höchstmenge von 170 kg Stickstoff nach Abzug der Stall- und 
Lagerungsverluste pro Hektar und Jahr nicht überschreitet. 

§ 55p. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft kann durch Verordnung Programme zur schrittweisen 
Reduzierung und Verhinderung der weiteren Verschmutzung der Gewässer (§ 30) 
durch direkte oder indirekte Ableitungen von Stickstoffverbindungen aus 
landwirtschaftlichen Quellen erlassen. Diese Programme haben Maßnahmen, 
Verfahren und Verhaltensweisen insbesondere betreffend 
Düngeverbotszeiträume, das Ausbringen von stickstoffhältigen Düngemitteln auf 
landwirtschaftlichen Nutzflächen und das Fassungsvermögen von Behältern zur 
Lagerung von Wirtschaftsdünger zu enthalten. Durch diese Programme wird 
sichergestellt, dass bei landwirtschaftlichen Betrieben der auf den Boden 
ausgebrachte Wirtschaftsdünger, einschließlich des von den Tieren selbst 
ausgebrachten Dungs, eine Höchstmenge von 170 kg Stickstoff nach Abzug der 
Stall- und Lagerungsverluste pro Hektar und Jahr nicht überschreitet. Diese 
Programme sind allgemein im öffentlichen Interesse einzuhalten.

§ 55p. (4) In einem Programm mit den Zielsetzungen gemäß Abs. 3 können 
zusätzliche Kriterien (zB lange Wachstumsphasen, Pflanzen mit hohem 
Stickstoffbedarf, hoher Nettoniederschlag), Maßnahmen, Verfahren und 
Verhaltensweisen festgelegt werden, deren Vorliegen bzw. Einhaltung 
sicherstellen, dass die schrittweise Reduzierung und Verhinderung der weiteren 
Verschmutzung der Gewässer (§ 30) nicht gefährdet ist, wenn landwirtschaftliche 
Betriebe von der in Abs. 3 letzter Satz festgelegten Höchstmenge an Stickstoff 

§ 55p. (2) In einem Programm mit den Zielsetzungen gemäß Abs. 1 können 
zusätzliche Kriterien (zB lange Wachstumsphasen, Pflanzen mit hohem 
Stickstoffbedarf, hoher Nettoniederschlag), Maßnahmen, Verfahren und 
Verhaltensweisen festgelegt werden, deren Vorliegen bzw. Einhaltung 
sicherstellen, dass die schrittweise Reduzierung und Verhinderung der weiteren 
Verschmutzung der Gewässer (§ 30) nicht gefährdet ist, wenn landwirtschaftliche 
Betriebe von der in Abs. 1 festgelegten Höchstmenge an Stickstoff abweichen. 
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abweichen. Zugleich sind in einem solchen Programm 
Vorhaltungsverpflichtungen sowie die zur Einhaltung der 
Ausnahmebestimmungen weiters erforderlichen Regelungen, insbesondere 
Meldeverpflichtungen, zu treffen. Strengere Regelungen gemäß § 34 bzw. § 33f 
betreffend wasserrechtlich besonders geschützter Gebiete bleiben unberührt. Die 
Ausnahmebestimmungen bedürfen der Zustimmung der Europäischen 
Kommission gemäß Art. 9 iVm. Anhang III Z 2 lit. b der Richtlinie 91/676/EWG.

Zugleich sind in einem solchen Programm Vorhaltungsverpflichtungen sowie die 
zur Einhaltung der Ausnahmebestimmungen weiters erforderlichen Regelungen, 
insbesondere Meldeverpflichtungen, zu treffen. Strengere Regelungen gemäß § 
34 bzw. § 33f betreffend wasserrechtlich besonders geschützter Gebiete bleiben 
unberührt. Die Ausnahmebestimmungen bedürfen der Zustimmung der 
Europäischen Kommission gemäß Art. 9 iVm. Anhang III Z 2 lit. b der Richtlinie 
91/676/EWG. 

§ 59a. (1) Soweit dies zur Erstellung der Nationalen 
Gewässerbewirtschaftungspläne und Maßnahmenprogramme sowie der Erfüllung 
gemeinschaftsrechtlicher Berichtspflichten, insbesondere der Richtlinien 
2000/60/EG, 91/271/EWG, 91/676/EWG und der Richtlinie 96/61/EG 
erforderlich ist, ist beim Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft im Wasserinformationssystem Austria ein Register zu 
erstellen, in dem alle wesentlichen Belastungen der Oberflächenwasser- und 
Grundwasserkörper und erforderlichenfalls deren Auswirkungen auf diese erfasst 
werden. Das Register ist ein räumlich nach Planungsräumen abrufbares 
Verzeichnis über die Art und das Ausmaß von signifikanten anthropogenen 
Belastungen, denen Gewässer unterliegen können. Das Register wird als 
elektronische Datenbank geführt. Der Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft kann sich bei der Einrichtung und 
Führung des Registers eines Dienstleisters oder einer geeigneten Stelle bedienen. 

§ 59a. (1) Soweit dies zur Erstellung der Nationalen 
Gewässerbewirtschaftungspläne und Maßnahmenprogramme sowie der Erfüllung 
gemeinschaftsrechtlicher Berichtspflichten, insbesondere der Richtlinien 
2000/60/EG, 91/271/EWG, 91/676/EWG und der Richtlinie 2010/75/EU 
erforderlich ist, ist beim Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft im Wasserinformationssystem Austria ein Register zu 
erstellen, in dem alle wesentlichen Belastungen der Oberflächenwasser- und 
Grundwasserkörper und erforderlichenfalls deren Auswirkungen auf diese erfasst 
werden. Das Register ist ein räumlich nach Planungsräumen abrufbares 
Verzeichnis über die Art und das Ausmaß von signifikanten anthropogenen 
Belastungen, denen Gewässer unterliegen können. Das Register wird als 
elektronische Datenbank geführt. Der Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft kann sich bei der Einrichtung und 
Führung des Registers eines Dienstleisters oder einer geeigneten Stelle bedienen. 

§ 74. (2) Der Anerkennungsbescheid schließt die Genehmigung der 
Satzungen in sich. Mit der Rechtskraft eines nach Abs. 1 erlassenen Bescheides 
erlangt die Wassergenossenschaft Rechtspersönlichkeit als Körperschaft des 
öffentlichen Rechtes. 

§ 74. (2) Der Anerkennungsbescheid schließt die Genehmigung der 
Satzungen in sich. Die Wassergenossenschaft erlangt Rechtspersönlichkeit als 
Körperschaft öffentlichen Rechtes, wenn gegen einen Bescheid gemäß Abs. 1 kein 
ordentliches Rechtsmittel mehr ergriffen werden kann. 

§ 88. (2) Der Anerkennungsbescheid schließt die Genehmigung der 
Satzungen in sich. Mit der Rechtskraft eines nach Abs. 1 erlassenen Bescheides 
erlangt der Wasserverband Rechtspersönlichkeit als Körperschaft des öffentlichen 
Rechtes. 

§ 88. (2) Der Anerkennungsbescheid schließt die Genehmigung der 
Satzungen in sich. Der Wasserverband erlangt Rechtspersönlichkeit als 
Körperschaft öffentlichen Rechtes, wenn gegen einen Bescheid gemäß Abs. 1 kein 
ordentliches Rechtsmittel mehr ergriffen werden kann. 

§ 94. (5) Die Wahrung satzungsgemäßer, in § 73 Abs. 1 genannter 
Verbandszwecke stellt ein rechtliches Interesse des Wasserverbandes dar. Der 
Verband ist berechtigt, dieses Interesse in Verfahren, deren Gegenstand den 
Verbandszweck beeinträchtigen könnte, als Partei wahrzunehmen, Anträge zu 
stellen und Rechtsmittel einschließlich Beschwerde an den Verfassungs- und 
Verwaltungsgerichtshof zu ergreifen. 

§ 94. (5) Die Wahrung satzungsgemäßer, in § 73 Abs. 1 genannter 
Verbandszwecke stellt ein rechtliches Interesse des Wasserverbandes dar. Der 
Verband ist berechtigt, dieses Interesse in Verfahren, deren Gegenstand den 
Verbandszweck beeinträchtigen könnte, als Partei wahrzunehmen, Anträge zu 
stellen und Beschwerde an das Verwaltungsgericht zu ergreifen. 
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§ 97. (2) Gegen Entscheidungen und Verfügungen (Beschlüsse) des 

Vorstandes und der Mitgliederversammlung können die betroffenen 
Verbandsmitglieder binnen zwei Wochen nach erlangter Kenntnis die 
Schlichtungsstelle (§ 88e Abs. 6) schriftlich anrufen; diese hat eine gütliche 
Beilegung anzustreben und, wenn dies nicht gelingt, einen Schlichtspruch zu 
fällen. Soweit es sich dabei um Fragen der Mitgliedschaft, des Stimmrechtes, der 
Einstufung und Beitragsvorschreibung sowie der Erteilung von Aufträgen 
handelt, ist die Berufung an die Aufsichtsbehörde, in den Fällen des § 90 Abs. 3 
an den Dachverband zulässig; in allen anderen Fällen ist eine Berufung 
unzulässig. 

§ 97. (2) Gegen Entscheidungen und Verfügungen (Beschlüsse) des 
Vorstandes und der Mitgliederversammlung können die betroffenen 
Verbandsmitglieder binnen zwei Wochen nach erlangter Kenntnis die 
Schlichtungsstelle (§ 88e Abs. 6) schriftlich anrufen; diese hat eine gütliche 
Beilegung anzustreben und, wenn dies nicht gelingt, einen Schlichtspruch zu 
fällen. Soweit es sich dabei um Fragen der Mitgliedschaft, des Stimmrechtes, der 
Einstufung und Beitragsvorschreibung sowie der Erteilung von Aufträgen 
handelt, ist die Beschwerde an das Verwaltungsgericht zulässig; in allen anderen 
Fällen ist eine Beschwerde unzulässig. 

§ 97. (3) Im übertragenen Wirkungsbereich (§§ 90 Abs. 3, 95) handelt und 
entscheidet der Vorstand; er stellt bei Zwangsverbänden auch fest, wer auf Grund 
der erlassenen Satzungen als Verbandsmitglied anzusehen ist. Gegen solche 
Entscheidungen und Verfügungen des Vorstandes ist die Berufung an die 
Aufsichtsbehörde zulässig. 

§ 97. (3) Im übertragenen Wirkungsbereich (§§ 90 Abs. 3, 95) handelt und 
entscheidet der Vorstand; er stellt bei Zwangsverbänden auch fest, wer auf Grund 
der erlassenen Satzungen als Verbandsmitglied anzusehen ist. Gegen solche 
Entscheidungen und Verfügungen des Vorstandes ist die Beschwerde an das 
Verwaltungsgericht zulässig. 

§ 98. (1) Wasserrechtsbehörden sind, unbeschadet der in den einzelnen 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes festgelegten Zuständigkeit des 
Bürgermeisters, die Bezirksverwaltungsbehörde, der Landeshauptmann und der 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft. 
Sofern in diesem Bundesgesetze keine anderweitigen Bestimmungen getroffen 
sind, ist in erster Instanz die Bezirksverwaltungsbehörde zuständig. 

§ 98. (1) Wasserrechtsbehörden sind, unbeschadet der in den einzelnen 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes festgelegten Zuständigkeit des 
Bürgermeisters, die Bezirksverwaltungsbehörde, der Landeshauptmann und der 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft. 
Sofern in diesem Bundesgesetze keine anderweitigen Bestimmungen getroffen 
sind, ist die Bezirksverwaltungsbehörde zuständig. 

§ 98. (5) Wenn in den Fällen des § 7 zur Bewilligung der Holztrift nach den 
forstrechtlichen Bestimmungen eine Behörde anderer Instanz zuständig wäre als 
die zur Erteilung der wasserrechtlichen Bewilligung berufene, so wird die höhere 
Behörde zur Erteilung beider Bewilligungen zuständig. 

§ 98. (5) entfällt. 

§ 99. (1) Der Landeshauptmann ist, sofern nicht § 100 Anwendung findet, in 
erster Instanz zuständig 
 a) für Angelegenheiten, die ihm durch besondere Bestimmungen dieses 

Bundesgesetzes zugewiesen sind, sowie für Grenzgewässer gegen das 
Ausland; 

 b) für Wasserkraftanlagen mit mehr als 500 kW Höchstleistung; 
 c) für Wasserversorgungsanlagen ausgenommen Bewässerungsanlagen, 

wenn die höchstmögliche Wasserentnahme aus Grundwasser oder 
Quellen 300 l/min, oder aus anderen Gewässern 1 000 l/min übersteigt, 

§ 99. (1) Der Landeshauptmann ist, sofern nicht § 100 Anwendung findet, 
zuständig 
 a) für Angelegenheiten, die ihm durch besondere Bestimmungen dieses 

Bundesgesetzes zugewiesen sind, sowie für Grenzgewässer gegen das 
Ausland; 

 b) für Wasserkraftanlagen mit mehr als 500 kW Höchstleistung; 
 c) für Wasserversorgungsanlagen ausgenommen Bewässerungsanlagen, 

wenn die höchstmögliche Wasserentnahme aus Grundwasser oder 
Quellen 300 l/min, oder aus anderen Gewässern 1 000 l/min übersteigt, 
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sowie für Angelegenheiten der Wasserversorgung eines 
Versorgungsgebietes von mehr als 15 000 Einwohnern; 

 e) für die Einleitung von Abwässern aus Siedlungsgebieten einschließlich 
der durch die Kanalisation miterfassten gewerblich-industriellen und 
sonstigen Abwässer, wenn der Bemessungswert der zugehörigen 
Abwasserreinigungsanlage größer ist als 20 000 EW60; 

 f) für Materialgewinnungen im Grundwasserbereich (Nassbaggerungen); 
 h) für die Angelegenheiten der Wasserverbände und der 

Zwangsgenossenschaften, in beiden Fällen jedoch ausschließlich der 
Anlagen. 

sowie für Angelegenheiten der Wasserversorgung eines 
Versorgungsgebietes von mehr als 15 000 Einwohnern; 

 d) für die Einleitung von Abwässern aus Siedlungsgebieten einschließlich 
der durch die Kanalisation miterfassten gewerblich-industriellen und 
sonstigen Abwässer, wenn der Bemessungswert der zugehörigen 
Abwasserreinigungsanlage größer ist als 20 000 EW60; 

 e) für die Angelegenheiten der Wasserverbände und der 
Zwangsgenossenschaften, in beiden Fällen jedoch ausschließlich der 
Anlagen. 

§ 100. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft ist mit Ausnahme der Gewässeraufsicht in erster Instanz 
zuständig 
 a) für Angelegenheiten, die ihm durch besondere Bestimmungen dieses 

Bundesgesetzes zugewiesen sind; 
 b) für Anlagen zur Ausnützung der Wasserkräfte der Donau; 
 c) für Anlagen zur Ausnützung der Wasserkräfte, die gemäß § 4 Abs. 5 des 

2. Verstaatlichungsgesetzes, BGBl. Nr. 81/1947, in der Fassung des 
Bundesverfassungsgesetzes BGBl. Nr. 321/1987, als Großkraftwerk 
erklärt wurden; 

 d) für Sperrenbauwerke, deren Höhe über Gründungssohle 30 Meter 
übersteigt oder durch die eine Wassermenge von mehr als 5 Millionen 
Kubikmetern zurückgehalten wird, einschließlich der mit diesen 
zusammenhängenden Wasserbenutzungen; 

 e) für Maßnahmen mit erheblichen Auswirkungen auf Gewässer anderer 
Staaten; 

 f) für Wasserversorgungsanlagen eines Versorgungsgebietes von mehr als 
400 000 Einwohnern, jedoch ausschließlich der Verteilungsanlagen; 

 g) für großräumig wirksame Maßnahmen zur Verbesserung des 
Wasserhaushaltes; 

 h) für die Bildung von Zwangsverbänden (§ 88), die sich über zwei oder 
mehrere Länder erstrecken. 

§ 100. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft ist mit Ausnahme der Gewässeraufsicht zuständig 
 a) für Angelegenheiten, die ihm durch besondere Bestimmungen dieses 

Bundesgesetzes zugewiesen sind; 
 b) für Anlagen zur Ausnützung der Wasserkräfte der Donau; 
 c) für Anlagen zur Ausnützung der Wasserkräfte, die gemäß § 4 Abs. 5 des 

2. Verstaatlichungsgesetzes, BGBl. Nr. 81/1947, in der Fassung des 
Bundesverfassungsgesetzes BGBl. Nr. 321/1987, als Großkraftwerk 
erklärt wurden; 

 d) für Sperrenbauwerke, deren Höhe über Gründungssohle 30 Meter 
übersteigt oder durch die eine Wassermenge von mehr als 5 Millionen 
Kubikmetern zurückgehalten wird, einschließlich der mit diesen 
zusammenhängenden Wasserbenutzungen; 

 e) für Maßnahmen mit erheblichen Auswirkungen auf Gewässer anderer 
Staaten; 

 f) für Wasserversorgungsanlagen eines Versorgungsgebietes von mehr als 
400 000 Einwohnern, jedoch ausschließlich der Verteilungsanlagen; 

 g) für großräumig wirksame Maßnahmen zur Verbesserung des 
Wasserhaushaltes; 

 h) für die Bildung von Zwangsverbänden (§ 88), die sich über zwei oder 
mehrere Länder erstrecken. 

§ 100. (3) Für die fachliche Begutachtung der auf Staubeckenanlagen und 
Talsperren sich beziehenden technischen Fragen im Zug oder außerhalb eines 

§ 100. (3) Für die fachliche Begutachtung der auf Staubeckenanlagen und 
Talsperren sich beziehenden technischen Fragen im Zug oder außerhalb eines 
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wasserrechtlichen Verfahrens wird beim Bundesministerium für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft eine Kommission gebildet, deren 
Zusammensetzung, Bestellung und Tätigkeit durch Verordnung näher zu regeln 
ist. 

wasserrechtlichen Verfahrens wird beim Bundesministerium für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft eine Kommission gebildet, deren 
Zusammensetzung, Bestellung und Tätigkeit durch Verordnung näher zu regeln 
ist. Im Fall der Beiziehung der Staubeckenkommission gemäß § 104 Abs. 3 
gebührt den für die Kommission tätig werdenden (nichtamtlichen) Mitgliedern 
und Experten ein in Bezug auf die Mühewaltung und den Zeitaufwand 
angemessenes Honorar, welches der Antragsteller des Verfahrens zu tragen hat. 
Das Honorar ist nach der Gebührenordnung für Ziviltechniker zu bemessen. Auf 
diese Honorare findet § 76 AVG Anwendung. Die Behörde kann dem 
Antragsteller durch Bescheid auftragen, diese Kosten nach Prüfung der 
sachlichen und rechnerischen Richtigkeit durch die Behörde direkt zu bezahlen. 

§ 100. (4) neu § 100. (4) Für die Vollziehung der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 
zuständig sind die Verwaltungsbehörden und -gerichte. Zuständig für die 
Entscheidung über Beschwerden in Angelegenheiten des § 100 sowie über 
Amtsbeschwerden ist das Bundesverwaltungsgericht im Übrigen das 
Landesverwaltungsgericht.

§ 101. (2) Bezieht sich ein Verfahren auf mehrere Wasserbenutzungen 
einschließlich widerstreitender Bewerbungen (§ 17), Anlagen, 
Wassergenossenschaften oder Wasserverbände, für die sachlich verschiedene 
Behörden zuständig wären, so ist unbeschadet der Bestimmung des Abs. 1 die 
Behörde der höheren Instanz zuständig. Dasselbe gilt in den Fällen, in denen eine 
Erweiterung über die Grenze der bisherigen Zuständigkeit stattfindet. 

§ 101. (2) Bezieht sich ein Verfahren auf mehrere Wasserbenutzungen 
einschließlich widerstreitender Bewerbungen (§ 17), Anlagen, 
Wassergenossenschaften oder Wasserverbände, für die sachlich verschiedene 
Behörden zuständig wären, so ist unbeschadet der Bestimmung des Abs. 1 die 
übergeordnete Behörde (§§ 99, 100) zuständig. Dasselbe gilt in den Fällen, in 
denen eine Erweiterung über die Grenze der bisherigen Zuständigkeit stattfindet. 

§ 101. (3) Ist in einer Sache der Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft oder der Landeshauptmann in 
erster Instanz zuständig, so können sie zur Durchführung des Verfahrens 
einschließlich der Erlassung des Bescheides die nachgeordnete Behörde 
ermächtigen, sofern dies im Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit, 
Einfachheit und Kostenersparnis gelegen ist. Gesetzliche Mitwirkungs- und 
Anhörungsrechte werden hiedurch nicht berührt. 

§ 101. (3) Ist in einer Sache der Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft oder der Landeshauptmann 
zuständig, so können sie zur Durchführung des Verfahrens einschließlich der 
Erlassung des Bescheides die nachgeordnete Behörde ermächtigen, sofern dies im 
Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis 
gelegen ist. Gesetzliche Mitwirkungs- und Anhörungsrechte werden hiedurch 
nicht berührt. 
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Zuständigkeit des Unabhängigen Verwaltungssenates in Anlagenverfahren 

§ 101a. Über Berufungen gegen Bescheide, die über nachstehende mit der 
Errichtung, dem Betrieb oder der Änderung einer gewerblichen Betriebsanlage 
(§ 74 GewO 1994) verbundene Tatbestände absprechen, entscheidet der 
unabhängige Verwaltungssenat: 
 1. Wasserentnahmen für Feuerlöschzwecke (§§ 9 und 10 ) 
 2. Erd- und Wasserwärmepumpen (§ 31c Abs. 6) 
 3. Abwassereinleitungen in Gewässer (§ 32 Abs. 2 lit. a, b und e), 

ausgenommen Abwassereinleitungen aus Anlagen zur Behandlung der in 
einer öffentlichen Kanalisation gesammelten Abwässer; 

 4. Lagerung von Stoffen, die zur Folge haben, dass durch Eindringen 
(Versickern) von Stoffen in den Boden das Grundwasser verunreinigt 
wird (§ 32 Abs. 2 lit. c) 

 5. Abwassereinleitungen in wasserrechtlich bewilligte Kanalisationsanlagen 
(§ 32b). 

Dem wasserwirtschaftlichen Planungsorgan kommt in diesen Verfahren, 
einschließlich der Verfahren vor dem unabhängigen Verwaltungssenat und den 
Gerichtshöfen des öffentlichen Rechts, zur Wahrung der wasserwirtschaftlichen 
Interessen Parteistellung (§§ 55 Abs. 5 und 102 Abs. 1 lit. h) zu. 

§ 101a. entfällt. 

§ 102. (1) Parteien sind: 
 a) der Antragsteller; 
 b) diejenigen, die zu einer Leistung, Duldung oder Unterlassung 

verpflichtet werden sollen oder deren Rechte (§ 12 Abs. 2) sonst berührt 
werden, sowie die Fischereiberechtigten (§ 15 Abs. 1) und die 
Nutzungsberechtigten im Sinne des Grundsatzgesetzes 1951 über die 
Behandlung der Wald- und Weidenutzungsrechte sowie besonderer 
Felddienstbarkeiten, BGBl. Nr. 103, sowie diejenigen, die einen 
Widerstreit (§§ 17, 109) geltend machen; 

ferner 
 c) im Verfahren über die Auflassung von Wasseranlagen oder über das 

Erlöschen von Wasserrechten die im § 29 Abs. 1 und 3 genannten 
Personen; 

 d) Gemeinden im Verfahren nach § 111a, sonst nur zur Wahrung des ihnen 

§ 102. (1) Parteien sind: 
 a) der Antragsteller; 
 b) diejenigen, die zu einer Leistung, Duldung oder Unterlassung 

verpflichtet werden sollen oder deren Rechte (§ 12 Abs. 2) sonst berührt 
werden, sowie die Fischereiberechtigten (§ 15 Abs. 1) und die 
Nutzungsberechtigten im Sinne des Grundsatzgesetzes 1951 über die 
Behandlung der Wald- und Weidenutzungsrechte sowie besonderer 
Felddienstbarkeiten, BGBl. Nr. 103, sowie diejenigen, die einen 
Widerstreit (§§ 17, 109) geltend machen; 

ferner 
 c) im Verfahren über die Auflassung von Wasseranlagen oder über das 

Erlöschen von Wasserrechten die im § 29 Abs. 1 und 3 genannten 
Personen; 

d) Gemeinden im Verfahren nach § 111a, sonst nur zur Wahrung des ihnen 
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nach § 13 Abs. 3 und § 31c Abs. 3 zustehenden Anspruches;

 e) diejenigen, die als Mitglieder einer Wassergenossenschaft oder eines 
Wasserverbandes herangezogen werden sollen; 

 f) im Verfahren über die Auflösung von Wassergenossenschaften oder 
Wasserverbänden die im § 83 Abs. 3 genannten Personen und Stellen; 

 g) diejenigen, deren wasserwirtschaftliche Interessen durch eine 
wasserwirtschaftliche Rahmenverfügung (§ 54) oder einem 
Regionalprogramm (§ 55g Abs. 1 Z 1) als rechtliche Interessen anerkannt 
wurden; 

 h) das wasserwirtschaftliche Planungsorgan in Wahrnehmung der in § 55 
Abs. 2 lit. a bis g genannten Aufgaben.

nach § 13 Abs. 3 und § 31c Abs. 3 zustehenden Anspruches;
 e) diejenigen, die als Mitglieder einer Wassergenossenschaft oder eines 

Wasserverbandes herangezogen werden sollen; 
 f) im Verfahren über die Auflösung von Wassergenossenschaften oder 

Wasserverbänden die im § 83 Abs. 3 genannten Personen und Stellen; 
 g) diejenigen, deren wasserwirtschaftliche Interessen durch eine 

wasserwirtschaftliche Rahmenverfügung (§ 54) oder einem 
Regionalprogramm (§ 55g Abs. 1 Z 1) als rechtliche Interessen anerkannt 
wurden; 

 h) das wasserwirtschaftliche Planungsorgan in Wahrnehmung der in § 55 
Abs. 2 lit. a bis g genannten Aufgaben, nach Maßgabe des § 55 Abs. 5. 

§ 104. (1) Die Behörde hat bei Vorliegen eines den Bestimmungen des § 103 
entsprechenden Antrages, unbeschadet § 104a, soferne aus der Natur des 
Vorhabens Auswirkungen auf öffentliche Rücksichten (§ 106) zu erwarten sind, 
vornehmlich insbesondere dahingehend zu prüfen, 
 a) ob und inwieweit durch das Vorhaben öffentliche Interessen (§ 105) 

berührt werden; 
 b) ob die Anlagen dem Stand der Technik entsprechen; 
 c) welche Maßnahmen zum Schutz der Gewässer, des Bodens und des Tier- 

und Pflanzenbestandes vorgesehen oder voraussichtlich erforderlich sind;
 d) ob und inwieweit von dem Vorhaben Vorteile im allgemeinen Interesse 

zu erwarten sind; 
 e) ob sich ein allfälliger Widerspruch mit öffentlichen Interessen durch 

Auflagen (§ 105) oder Änderungen des Vorhabens beheben ließe; 
 f) ob und inwieweit geplante Wasserversorgungsanlagen für den 

angestrebten Zweck geeignet sind und welche Schutzmaßnahmen (§ 34) 
voraussichtlich erforderlich sind; 

 g) ob und inwieweit für eine einwandfreie Beseitigung anfallender 
Abwässer Vorsorge getroffen ist; 

 h) ob das Vorhaben mit einer wasserwirtschaftlichen Rahmenverfügung 
(§ 54), mit einem anerkannten wasserwirtschaftlichen Rahmenplan 
(§ 53), mit einer Schutz- oder Schongebietsbestimmung (§§ 34, 35 und 
37), mit einem Sanierungsprogramm (§ 33d), mit dem Nationalen 
Gewässerbewirtschaftungsplan, dem Hochwasserrisikomanagementplan, 

§ 104. (1) Die Behörde hat bei Vorliegen eines den Bestimmungen des § 103 
entsprechenden Antrages, unbeschadet § 104a, soferne aus der Natur des 
Vorhabens Auswirkungen auf öffentliche Rücksichten (§ 106) zu erwarten sind, 
vornehmlich insbesondere dahingehend zu prüfen, 
 a) ob und inwieweit durch das Vorhaben öffentliche Interessen (§ 105) 

berührt werden; 
 b) ob die Anlagen dem Stand der Technik entsprechen; 
 c) welche Maßnahmen zum Schutz der Gewässer, des Bodens und des Tier- 

und Pflanzenbestandes vorgesehen oder voraussichtlich erforderlich sind; 
 d) ob und inwieweit von dem Vorhaben Vorteile im allgemeinen Interesse 

zu erwarten sind; 
 e) ob sich ein allfälliger Widerspruch mit öffentlichen Interessen durch 

Auflagen (§ 105) oder Änderungen des Vorhabens beheben ließe; 
 f) ob und inwieweit geplante Wasserversorgungsanlagen für den 

angestrebten Zweck geeignet sind und welche Schutzmaßnahmen (§ 34) 
voraussichtlich erforderlich sind; 

 g) ob und inwieweit für eine einwandfreie Beseitigung anfallender 
Abwässer Vorsorge getroffen ist; 

 h) ob das Vorhaben mit einem anerkannten wasserwirtschaftlichen 
Rahmenplan (§ 53), mit einer Schutz- oder Schongebietsbestimmung 
(§§ 34, 35 und 37), mit einem Sanierungsprogramm (§ 33d), mit dem 
Nationalen Gewässerbewirtschaftungsplan, dem 
Hochwasserrisikomanagementplan, mit einem Regionalprogramm (§ 
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mit einem Regionalprogramm (§ 55g) oder sonstigen wichtigen 
wasserwirtschaftlichen Planungen in Widerspruch steht; 

 i) ob das Vorhaben zwischenstaatlichen Vereinbarungen widerspricht. 

55g) oder sonstigen wichtigen wasserwirtschaftlichen Planungen in 
Widerspruch steht; 

i) ob das Vorhaben zwischenstaatlichen Vereinbarungen widerspricht. 
§ 104a. (3) Im Rahmen der Überprüfung der öffentlichen Interessen ist das 

wasserwirtschaftliche Planungsorgan im Rahmen seiner Parteistellung 
nachweislich beizuziehen. Gegen einen Bescheid, mit dem ein Abweichen vom 
Verschlechterungsverbot zugestanden wird, kann das wasserwirtschaftliche 
Planungsorgan wegen einer mit wasserwirtschaftlichen Interessen in Widerspruch 
stehenden Prüfung öffentlicher Interessen gemäß Abs. 2 Z 1 bis 3 nach 
Erschöpfung des Instanzenzugs Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof 
erheben, sofern es dem Verfahren entweder nicht nachweislich beigezogen 
worden ist oder der Bescheid einer unter Bedachtnahme auf Abs. 2 abgegebenen 
begründeten negativen Stellungnahme des wasserwirtschaftlichen 
Planungsorgans widerspricht. Die Beschwerdefrist beträgt in diesen Fällen – in 
Abweichung von § 26 Abs. 1 VwGG – drei Monate. Dies gilt auch, wenn das 
wasserwirtschaftliche Planungsorgan dem Verfahren nicht nachweislich 
beigezogen worden ist. Über Verlangen ist dem Bewilligungsinhaber bereits vor 
Ablauf der dreimonatigen Frist vom wasserwirtschaftlichen Planungsorgan 
mitzuteilen, ob Gründe für die Erhebung einer Beschwerde an den 
Verwaltungsgerichtshof vorliegen. 

§ 104a. (3) Im Rahmen der Überprüfung der öffentlichen Interessen, 
insbesondere hinsichtlich der Vereinbarkeit des Vorhabens mit 
wasserwirtschaftlichen Planungen und Zielen, ist das wasserwirtschaftliche 
Planungsorgan nachweislich beizuziehen. Gegen einen Bescheid, mit dem ein 
Abweichen vom Verschlechterungsverbot zugestanden wird, kann das 
wasserwirtschaftliche Planungsorgan im Rahmen seiner Parteistellung (§ 55 
Abs. 5) wegen einer mit wasserwirtschaftlichen Interessen in Widerspruch 
stehenden Prüfung öffentlicher Interessen gemäß Abs. 2 Z 1 bis 3 Beschwerde an 
das Verwaltungsgericht erheben, sofern es dem Verfahren entweder nicht 
nachweislich beigezogen worden ist oder der Bescheid einer unter Bedachtnahme 
auf Abs. 2 abgegebenen begründeten negativen Stellungnahme des 
wasserwirtschaftlichen Planungsorgans widerspricht. Die Beschwerdefrist beträgt 
in diesen Fällen abweichend von § 7 Abs. 4 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz 
(VwGVG) drei Monate. Dies gilt auch, wenn das wasserwirtschaftliche 
Planungsorgan dem Verfahren nicht nachweislich beigezogen worden ist. Über 
Verlangen ist dem Bewilligungsinhaber bereits vor Ablauf der dreimonatigen 
Frist vom wasserwirtschaftlichen Planungsorgan mitzuteilen, ob Gründe für die 
Erhebung einer Beschwerde an das Verwaltungsgericht vorliegen. In diesem 
Rahmen besteht auch die Möglichkeit zur Erhebung einer Revision an den 
Verwaltungsgerichtshof.

§ 109. (2) Ansuchen, die einer bereits in Behandlung gezogenen Bewerbung 
widerstreiten (Abs. 1) sind nur dann zu berücksichtigen, wenn sie noch vor 
Abschluss der mündlichen Verhandlung erster Instanz – wenn jedoch das 
Verfahren gemäß Abs. 1 zunächst auf die Frage des Vorzuges beschränkt war, 
noch vor Abschluss der mündlichen Verhandlung hierüber – bei der Behörde 
geltend gemacht werden. Soferne keine mündliche Verhandlung stattfindet, wird 
auf den Zeitpunkt der Erlassung des Bescheides erster Instanz abgestellt. 

§ 109. (2) Ansuchen, die einer bereits in Behandlung gezogenen Bewerbung 
widerstreiten (Abs. 1) sind nur dann zu berücksichtigen, wenn sie noch vor 
Abschluss der mündlichen Verhandlung – wenn jedoch das Verfahren gemäß 
Abs. 1 zunächst auf die Frage des Vorzuges beschränkt war, noch vor Abschluss 
der mündlichen Verhandlung hierüber – bei der Verwaltungsbehörde geltend 
gemacht werden. Soferne keine mündliche Verhandlung stattfindet, wird auf den 
Zeitpunkt der Erlassung des Bescheides abgestellt. 

§ 112. (1) Zugleich mit der Bewilligung sind angemessene Fristen für die 
Bauvollendung der bewilligten Anlage kalendermäßig zu bestimmen; 
erforderlichenfalls können auch Teilfristen für wesentliche Anlagenteile 
festgesetzt und Fristen für den Baubeginn bestimmt werden. Fristverlängerungen, 
die durch das Berufungsverfahren notwendig werden, sind von Amts wegen 

§ 112. (1) Zugleich mit der Bewilligung sind angemessene Fristen für die 
Bauvollendung der bewilligten Anlage kalendermäßig zu bestimmen; 
erforderlichenfalls können auch Teilfristen für wesentliche Anlagenteile 
festgesetzt und Fristen für den Baubeginn bestimmt werden. Fristverlängerungen, 
die durch das Beschwerdeverfahren vor den Verwaltungsgerichten notwendig 
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vorzunehmen. Die Nichteinhaltung solcher Fristen hat bei 
Wasserbenutzungsanlagen das Erlöschen des Wasserbenutzungsrechtes (§ 27 
Abs. 1 lit. f) zur Folge, sofern nicht die Wasserrechtsbehörde gem. § 121 Abs. 1, 
letzter Satz, hievon absieht. 

werden, sind von Amts wegen vorzunehmen. Die Nichteinhaltung solcher Fristen 
hat bei Wasserbenutzungsanlagen das Erlöschen des Wasserbenutzungsrechtes 
(§ 27 Abs. 1 lit. f) zur Folge, sofern nicht die Wasserrechtsbehörde gem. § 121 
Abs. 1, letzter Satz, hievon absieht. 

§ 112. (2) Die Wasserrechtsbehörde kann aus triftigen Gründen diese Fristen 
verlängern, wenn vor ihrem Ablauf darum angesucht wird; die vorherige 
Anhörung der Parteien ist nicht erforderlich. Wird das Ansuchen rechtzeitig 
gestellt, dann ist der Ablauf der Frist bis zur rechtskräftigen Entscheidung über 
den Verlängerungsantrag gehemmt, wird gegen die Abweisung des 
Verlängerungsantrages der Verwaltungsgerichtshof oder der 
Verfassungsgerichtshof angerufen, wird der Ablauf der Frist bis zur Entscheidung 
dieses Gerichtes verlängert. Wird ein Vorhaben während der Ausführung 
geändert, sind im hierüber ergehenden Bewilligungsbescheid die Baufristen 
soweit erforderlich neu zu bestimmen. 

§ 112. (2) Die Wasserrechtsbehörde kann aus triftigen Gründen diese Fristen 
verlängern, wenn vor ihrem Ablauf darum angesucht wird; die vorherige 
Anhörung der Parteien ist nicht erforderlich. Wird das Ansuchen rechtzeitig 
gestellt, wird im Falle einer Beschwerde oder Revision der Ablauf der Frist bis 
zur Entscheidung des Verwaltungsgerichtes oder des Verwaltungsgerichtshofes 
gehemmt. Wird ein Vorhaben während der Ausführung geändert, sind im hierüber 
ergehenden Bewilligungsbescheid die Baufristen soweit erforderlich neu zu 
bestimmen. 
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Amtsbeschwerde 

§ 116. (1) Unbeschadet des § 33b Abs. 10 und des § 54 Abs. 3 kann der 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 
Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof erheben gegen 
 a) Bescheide, die gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften widersprechen, 
 b) Bescheide, die zwischenstaatlichen Vereinbarungen widersprechen. 

(2) Bescheide sind dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 
Umwelt und Wasserwirtschaft zur Prüfung im Sinne des Abs. 1 über Verlangen 
ungesäumt unter Anschluss der Entscheidungsgrundlagen vorzulegen. Die 
Beschwerdefrist beginnt mit dem Einlangen des Bescheides und der Unterlagen 
beim Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft. 

Amtsbeschwerde und Revision 
§ 116. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft kann Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht erheben 
gegen 
 a) Bescheide, mit denen gemäß § 12a Abs. 3 Ausnahmen vom Stand der 

Technik zugestanden wurden; 
 b) Bescheide, mit denen gemäß § 33b Abs. 10 weniger strenge Regelungen 

zugelassen wurden; 
 c) Bescheide, die zum Nationalen Gewässerbewirtschaftungsplan 

(Maßnahmenprogramm) sowie zu auf diesem basierenden Regional- 
oder Sanierungsprogrammen im Widerspruch (§ 55g) stehen und dies in 
einer negativen Stellungname des wasserwirtschaftlichen 
Planungsorganes aufgezeigt worden ist, in allen Verfahren in denen dem 
wasserwirtschaftlichen Planungsorgan keine Parteistellung zukommt; 

 d) Bescheide, mit denen (trotz Vorliegens einer negativen Stellungname des 
wasserwirtschaftlichen Planungsorganes) ein Abweichen vom 
Verschlechterungsverbot zugestanden wird (§ 104a), in allen Verfahren, 
in denen dem wasserwirtschaftlichen Planungsorgan keine 
Parteistellung zukommt; 

 e) Bescheide, die von der bisherigen Rechtsprechung des VwGH abweichen 
(vgl. Art. 133 Abs. 4 B-VG); 

 f) Bescheide, mit denen über eine Rechtsfrage abgesprochen wurde, der 
eine grundsätzliche Bedeutung zukommt (vgl. Art. 133 Abs. 4 B-VG); 

 g) Bescheide, die unionsrechtlichen Vorschriften oder zwischenstaatlichen 
Vereinbarungen widersprechen. 

Solche Bescheide sind binnen zwei Wochen nach deren Erlassung unter 
Anschluss der Entscheidungsunterlagen dem Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft vorzulegen. In Fällen der lit. g 
jedenfalls, wenn im Verfahren Widersprüche zu den in Abs. 1 genannten 
Regelungen, Vereinbarungen aufgezeigt wurden. Die Beschwerdefrist beginnt mit 
dem Einlangen des Bescheides und der Unterlagen beim Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft. 

(2) Gegen Entscheidungen eines Verwaltungsgerichtes in Angelegenheiten 
des Abs. 1 und in den Fällen des Art. 133 Abs. 4 B-VG kann der Bundesminister 
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für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft Revision an den 
Verwaltungsgerichtshof erheben. Solche Entscheidungen eines 
Verwaltungsgerichtes sind (ausgenommen jene Fälle, in denen der 
Bundesminister Amtsbeschwerde erhoben hat) binnen zwei Wochen nach deren 
Erlassung unter Anschluss der Entscheidungsunterlagen dem Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft vorzulegen. Die Frist 
für die Erhebung einer Revision beginnt mit dem Einlangen der Entscheidung 
und der Unterlagen beim Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft.

§ 117. (4) Gegen Entscheidungen der Wasserrechtsbehörde nach Abs. 1 ist 
eine Berufung nicht zulässig. Die Entscheidung tritt außer Kraft, soweit vor 
Ablauf von zwei Monaten nach Zustellung des Bescheides die gerichtliche 
Entscheidung beantragt wird. Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung kann 
ohne Zustimmung des Antragsgegners nicht zurückgenommen werden. Bei 
Zurücknahme des Antrages gilt mangels anderweitiger Vereinbarungen die 
wasserrechtsbehördlich festgelegte Leistung als vereinbart. Hat nur der durch die 
Einräumung eines Zwangsrechtes Begünstigte das Gericht angerufen, so darf das 
Gericht die Entschädigung nicht höher festsetzen, als sie im Bescheid der 
Verwaltungsbehörde festgesetzt war. Hat nur der Enteignete das Gericht 
angerufen, so darf es die Entschädigung nicht niedriger festsetzen. Dies gilt 
sinngemäß für die Festsetzung von Ersätzen, Beiträgen und Kosten. 

§ 117. (4) Gegen Entscheidungen der Wasserrechtsbehörde nach Abs. 1 ist 
eine Beschwerde an das Verwaltungsgericht nicht zulässig. Die Entscheidung tritt 
außer Kraft, soweit vor Ablauf von zwei Monaten nach Zustellung des 
Bescheides die gerichtliche Entscheidung beantragt wird. Der Antrag auf 
gerichtliche Entscheidung kann ohne Zustimmung des Antragsgegners nicht 
zurückgenommen werden. Bei Zurücknahme des Antrages gilt mangels 
anderweitiger Vereinbarungen die wasserrechtsbehördlich festgelegte Leistung 
als vereinbart. Hat nur der durch die Einräumung eines Zwangsrechtes 
Begünstigte das Gericht angerufen, so darf das Gericht die Entschädigung nicht 
höher festsetzen, als sie im Bescheid der Verwaltungsbehörde festgesetzt war. 
Hat nur der Enteignete das Gericht angerufen, so darf es die Entschädigung nicht 
niedriger festsetzen. Dies gilt sinngemäß für die Festsetzung von Ersätzen, 
Beiträgen und Kosten.

§ 118. (3) Eine Enteignung darf außer dem Fall einer anderweitigen 
gütlichen Vereinbarung erst nach Rechtskraft des Enteignungsbescheides und 
nach Leistung oder Sicherstellung der Entschädigung vollzogen werden. Ist die 
Entschädigung noch nicht rechtskräftig bestimmt, so genügt es, wenn sie in der 
von der Wasserrechtsbehörde festgesetzten Höhe bei Gericht erlegt wurde. 

§ 118. (3) Eine Enteignung darf außer dem Fall einer anderweitigen 
gütlichen Vereinbarung erst vollzogen werden, wenn gegen den 
Enteignungsbescheid kein ordentliches Rechtsmittel mehr ergriffen werden kann 
und eine Entschädigung geleistet oder sichergestellt worden ist. Ist die 
Entschädigung noch nicht rechtskräftig bestimmt, so genügt es, wenn sie in der 
von der Wasserrechtsbehörde festgesetzten Höhe bei Gericht erlegt wurde. 

§ 122. (1) Die Bezirksverwaltungsbehörde kann bei Gefahr im Verzuge – 
zur Wahrung öffentlicher Interessen von Amts wegen, zum Schutze Dritter auf 
deren Antrag – die erforderlichen einstweiligen Verfügungen treffen. Die nach 
§ 99 oder § 100 zuständige Wasserrechtsbehörde kann solche einstweilige 
Verfügungen abändern oder selbst treffen. Diese Befugnis steht während der 
Anhängigkeit eines Berufungsverfahrens auch der Berufungsbehörde zu, selbst 
dann, wenn gegen die einstweilige Verfügung keine Berufung erhoben wurde. 

§ 122. (1) Die Bezirksverwaltungsbehörde kann bei Gefahr im Verzuge – 
zur Wahrung öffentlicher Interessen von Amts wegen, zum Schutze Dritter auf 
deren Antrag – die erforderlichen einstweiligen Verfügungen treffen. Die nach 
§ 99 oder § 100 zuständige Wasserrechtsbehörde kann solche einstweilige 
Verfügungen abändern oder selbst treffen. Diese Befugnis steht während der 
Anhängigkeit eines Beschwerdeverfahrens auch dem Verwaltungsgericht zu, 
selbst dann, wenn gegen die einstweilige Verfügung keine Beschwerde erhoben 
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wurde.

§ 127. (1) Für Eisenbahnbauten und Bauten auf Bahngrund, die nach den 
eisenbahnrechtlichen Vorschriften einer eisenbahnbaubehördlichen Bewilligung 
bedürfen und durch die öffentliche Gewässer oder obertägige Privatgewässer 
berührt werden, gelten in Ansehung des Verfahrens und der Zuständigkeit 
nachstehende Grundsätze: 
 a) sind diese Bauten mit einer Wasserentnahme aus einem derartigen 

Gewässer oder mit einer Einleitung in ein solches verbunden oder 
bezwecken sie die Ausnutzung der motorischen Kraft des Wassers, so 
bedürfen sie im vollen Umfange der Wasserbenutzung einer besonderen 
wasserrechtlichen Bewilligung nach den Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes; 

 b) in allen übrigen Fällen sind im eisenbahnrechtlichen Bauverfahren auch 
die materiell-rechtlichen Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 
anzuwenden. Zu diesem Zweck ist dem eisenbahnbehördlichen 
Ermittlungsverfahren (der politischen Begehung) ein Vertreter der 
Wasserrechtsbehörde als Kommissionsmitglied beizuziehen. Findet sich 
die Eisenbahnbehörde nicht in der Lage, der Stellungnahme dieses 
Kommissionsmitgliedes Rechnung zu tragen, so hat sie bei der 
Entscheidung im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft vorzugehen. 

§ 127. (1) entfällt. 

§ 127. (2) Für die Erschließung und Benutzung von Grundwasser auf 
Bahngrund für Bau- und Betriebszwecke der in die Zuständigkeit der 
Eisenbahnbehörde fallenden Eisenbahnen gelten die Grundsätze des Abs. 1 lit. b. 

§ 127. (2) entfällt. 

§ 127. (3) Für Anlagen und Bauten der im Abs. 1 bezeichneten Art kann 
unbeschadet weitergehender Bestimmungen dieses Bundesgesetzes das 
Enteignungsrecht nach den Vorschriften des Eisenbahn-
Enteignungsentschädigungsgesetzes, BGBl. Nr. 71/1954 in der geltenden 
Fassung, ausgeübt werden. 

§ 127. (3) entfällt. 

§ 127. (4) Insoweit Interessen des öffentlichen Eisenbahnverkehrs durch 
Maßnahmen nach §§ 34, 35 oder 37 berührt werden, hat sich die 
Wasserrechtsbehörde des vorherigen Einverständnisses der Eisenbahnbehörde zu 
versichern oder die Angelegenheit dem Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft vorzulegen. In gleicher Weise hat 
die Wasserrechtsbehörde vorzugehen, wenn eine Eisenbahnunternehmung in eine 

§ 127. (4) entfällt. 
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Wassergenossenschaft oder in einen Wasserverband nach §§ 75, 76 oder 88 
zwangsweise einbezogen werden soll. 

§ 127. (5) Im Bewilligungsverfahren gemäß §§ 38 und 39 des 
Eisenbahngesetzes 1957, BGBl. Nr. 60, für Herstellungen und Maßnahmen im 
Gefährdungsbereiche der Bahn, die einer wasserrechtlichen Bewilligung 
bedürfen, hat die Eisenbahnbehörde, sofern sie die Vorschreibungen der 
Wasserrechtsbehörde zum Schutze der Bahnbelange nicht für ausreichend 
erachtet, im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft vorzugehen. 

§ 127. (5) entfällt. 

§ 130. Die Aufsicht über Gewässer und Wasseranlagen (Gewässeraufsicht) 
erstreckt sich auf 
 1. die Einhaltung der Rechtsvorschriften sowie der im einzelnen für 

Wasserbenutzungsanlagen (§§ 9, 10), einschließlich der nach § 32 
bewilligten Anlagen, getroffenen Vorschreibungen (Gewässerpolizei); 

 2. den Zustand, insbesondere den hydromorphologischen Zustand der 
Gewässer, Ufer und Überschwemmungsgebiete, einschließlich der nach 
§§ 38, 40 und 41 bewilligten Anlagen und der zum öffentlichen 
Wassergut gehörenden Grundstücke (Gewässerzustandsaufsicht); 

 3. die Reinhaltung und den Schutz der Gewässer, insbesondere die 
Überprüfung des ökologischen und chemischen Zustandes der Gewässer 
(ökologische und chemische Gewässeraufsicht); 

 4. den Schutz des Grundwassers, insbesondere in 
Grundwasserschongebieten, bei Heilquellen, Sand- und Schottergruben; 

 5. Tätigkeiten gemäß § 59g. Die Kosten hierfür trägt der Verursacher. In 
Bezug auf die Kostentragung findet § 76 AVG Anwendung. 

 6. Tätigkeiten betreffend regelmäßiger Überprüfung von Begrenzungen 
beziehungsweise Eingriffen (§ 55e Abs. 1 Z 3 bis 7 iVm. § 133 Abs. 6). 
Die Kosten hierfür trägt der Wasserberechtigte bzw. der Inhaber einer in 
Mitanwendung wasserrechtlicher Bestimmungen erteilten Genehmigung. 
In Bezug auf die Kostentragung findet § 76 AVG Anwendung. 

§ 130. (1) Die Aufsicht über Gewässer und Wasseranlagen 
(Gewässeraufsicht) erstreckt sich auf 
 1. die Einhaltung der Rechtsvorschriften sowie der im einzelnen für 

Wasserbenutzungsanlagen (§§ 9, 10), einschließlich der nach § 32 
bewilligten Anlagen, getroffenen Vorschreibungen (Gewässerpolizei); 

 2. den Zustand, insbesondere den hydromorphologischen Zustand der 
Gewässer, Ufer und Überschwemmungsgebiete, einschließlich der nach 
§§ 38, 40 und 41 bewilligten Anlagen und der zum öffentlichen 
Wassergut gehörenden Grundstücke (Gewässerzustandsaufsicht); 

 3. die Reinhaltung und den Schutz der Gewässer, insbesondere die 
Überprüfung des ökologischen und chemischen Zustandes der Gewässer 
(ökologische und chemische Gewässeraufsicht); 

 4. den Schutz des Grundwassers, insbesondere in 
Grundwasserschongebieten, bei Heilquellen, Sand- und Schottergruben; 

 5. Tätigkeiten gemäß § 59g. Die Kosten hierfür trägt der Verursacher. In 
Bezug auf die Kostentragung findet § 76 AVG Anwendung. 

 6. Tätigkeiten betreffend regelmäßiger Überprüfung von Begrenzungen 
beziehungsweise Eingriffen (§ 55e Abs. 1 Z 3 bis 7 iVm. § 133 Abs. 6). 
Die Kosten hierfür trägt der Wasserberechtigte bzw. der Inhaber einer in 
Mitanwendung wasserrechtlicher Bestimmungen erteilten Genehmigung. 
In Bezug auf die Kostentragung findet § 76 AVG Anwendung. 

§ 130. (2) neu. § 130. (2) Gewässerstrecken in Gebieten dichter Besiedlung, zahlreicher 
Wasseranlagen oder häufiger Überschwemmungen sind einer Beschau zu 
unterziehen. § 133 Abs. 6 gilt sinngemäß. Die Beschau hat der Landeshauptmann 
durchzuführen oder nachgeordnete Behörden, sonst in Betracht kommende 
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Dienststellen, Wasserverbände oder Wassergenossenschaften damit zu betrauen. 
Eine Beschau kann, wenn notwendig, auch auf Antrag eines Beteiligten 
durchgeführt werden. 

§ 130. (3) neu. § 130. (3) Die Beschau ist so durchzuführen (§ 133), dass sie den nötigen 
Überblick über den Zustand des Gewässers und seiner Ufer, der vorhandenen 
Schutz- und Regulierungsbauten, Wasserbenutzungs- und sonstigen 
Wasseranlagen, einschließlich der in § 38 erwähnten, sowie über die Reinhaltung 
des Gewässers vermittelt. Die Verständigung von der Beschau hat in 
sinngemäßer Anwendung der §§ 133 Abs. 1 und 131 Abs. 4 zu erfolgen. Das 
Ergebnis der Beschau ist schriftlich festzuhalten. 

§ 130. (4) neu. § 130. (4) Bei Anlagen oder Anlagentypen, die durch einen 
Umweltinspektionsplan abgedeckt sind, hat die Gewässeraufsicht sowie die 
Beschau in Abstimmung mit auf der Grundlage dieses Planes aufgestellten 
Umweltinspektionsprogrammen zu erfolgen. Die Gewässeraufsicht ist bei der 
Erstellung der Programme beizuziehen. Der Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft kann mit Verordnung die im 
Rahmen einer Umweltinspektion zu prüfenden Inhalte und Kriterien betreffend 
Emissionen und Auswirkungen dieser Anlagen auf Gewässer festlegen. Diese 
Daten sind Bestandteil des Wasserinformationssystems
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Mitanwendung wasserrechtlicher Bestimmungen in Anlagenverfahren 

§ 134a. Sind auf Vorhaben, die einer Bewilligung bzw. Genehmigung nach 
der GewO 1994, dem AWG 2002 oder dem MinROG bedürfen, wasserrechtliche 
Bestimmungen von diesen Behörden mitanzuwenden, so sind bezüglich der 
mitanzuwendenden wasserrechtlichen Tatbestände auch die nach diesem 
Bundesgesetz bestehenden behördlichen Befugnisse und Aufgaben zur 
Überprüfung der Ausführung der Anlage, zur Kontrolle, zur Herstellung des 
gesetzmäßigen Zustandes, zur Gefahrenabwehr, zur nachträglichen 
Konsensanpassung, zur Vorschreibung und Durchführung von Maßnahmen bei 
Errichtung, Betrieb, Änderung und Auflassung, auch von diesen Behörden 
wahrzunehmen, soweit die in diesem Bundesgesetz bestehenden behördlichen 
Befugnisse und Aufgaben über die behördlichen Befugnisse und Aufgaben nach 
der GewO 1994, dem AWG 2002 oder dem MinROG hinausgehen. Die 
Bestimmungen betreffend die allgemeine Gewässeraufsicht bleiben unberührt. 

Bericht über den Ausgangszustand 
§ 134a. (1) Jeder Betreiber einer Anlage, in der eine oder mehrere der in 

Anhang I der Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlamentes und des 
Rates vom 24. November 2010 über Industrieemissionen angeführten Tätigkeiten 
durchgeführt werden, hat, wenn im Rahmen einer seiner Tätigkeiten relevante 
gefährliche Stoffe verwendet, erzeugt oder freigesetzt werden, bevor eine Anlage 
neu in Betrieb genommen oder eine bestehende Anlagengenehmigung aktualisiert 
wird, einen Bericht über den Ausgangszustand des Betriebsanlagengeländes im 
Hinblick auf eine mögliche Verschmutzung des Grundwassers zu erstellen oder 
auf seine Kosten durch Sachverständige oder geeignete Anstalten erstellen zu 
lassen und der zuständigen Behörde (als Projektbestandteil) – in der Regel 
elektronisch – zu übermitteln. Ist keine Mitanwendung der wasserrechtlichen 
Bestimmungen vorgesehen, ist das Wasserrechtsverfahren mit der für die 
Anlagengenehmigung zuständigen Behörde zu koordinieren. 

(2) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft kann mit Verordnung den Inhalt und Umfang der Informationen 
über Nutzungen des Geländes, über bestehende oder neue 
Grundwassermessungen sowie im Hinblick auf die Möglichkeit einer 
Verschmutzung durch relevante gefährliche Stoffe sowie über Datenumfang, 
Datenformate und Datenschnittstellen festlegen. Daten sind den für die 
Genehmigung und Überwachung/Aufsicht von Anlagen gemäß Abs. 1 zuständigen 
Behörden zugänglich zu machen/zur Verfügung zu stellen. Der Bericht ist 
Bestandteil des im Rahmen von WISA (§ 59) eingerichteten elektronischen 
Registers der Belastungen und Auswirkungen (§ 59a). 

(3) Der Anlagenbetreiber hat auf seine Kosten den Zustand des 
Grundwassers im Hinblick auf eine mögliche Verschmutzung aufgrund der von 
ihm am Betriebsanlagengelände durchgeführten Tätigkeiten (Abs. 1) in 
Zeitabständen von höchstens fünf Jahren durch Sachverständige oder geeignete 
Anstalten überwachen zu lassen (wiederkehrende Überwachung), sofern die 
zuständige Behörde nicht unter Bedachtnahme auf besondere Umstände kürzere 
Zeitabstände vorschreibt. Erfolgt eine wiederkehrende Überwachung anhand 
einer systematischen Beurteilung des Verschmutzungsrisikos, kann die Behörde 
entsprechende Zeitabstände vorschreiben. Bei der Stilllegung von Anlagen 
(§ 29a) hat der Anlagenbetreiber die durchgeführte Bewertung des aktuellen 
Standes der Grundwasserverunreinigung durch relevante gefährliche Stoffe, die 
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durch die Anlage verwendet, erzeugt oder freigesetzt wurden, der zuständigen 
Behörde vorzulegen.
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Gewässerbeschau 

§ 135. (1) Gewässerstrecken in Gebieten dichter Besiedlung, zahlreicher 
Wasseranlagen oder häufiger Überschwemmungen sind einer Beschau zu 
unterziehen; § 133 Abs. 6 gilt sinngemäß. Die Beschau hat der Landeshauptmann 
durchzuführen oder nachgeordnete Behörden, sonst in Betracht kommende 
Dienststellen, Wasserverbände oder Wassergenossenschaften damit zu betrauen. 
Eine Beschau kann, wenn notwendig, auch auf Antrag eines Beteiligten 
durchgeführt werden. 

Sondervorschriften betreffend Eisenbahnanlagen, gewerbliche 
Betriebsanlagen, Abfallbehandlungs-, Aufbereitungs- und Kesselanlagen sowie 

UVP-pflichtige Vorhaben 
§ 135. (1) Eine wasserrechtliche Bewilligung ist nicht erforderlich für 

 1. genehmigungspflichtige Betriebsanlagen im Sinne der 
Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194, bzw. bewilligungspflichtige 
Anlagen im Sinne des Mineralrohstoffgesetzes, BGBl. I Nr. 38/1999 

 a) für die Gewinnung von Sand und Kies außerhalb wasserrechtlich 
besonders geschützter Gebiete und 

 b) für Anlagen zur Gewinnung von Erdwärme sowie Anlagen zur 
Wärmenutzug der Gewässer außerhalb wasserrechtlich besonders 
geschützter Gebiete. 
In den Fällen der lit. a und b hat die jeweils zuständige Behörde 
insbesondere die zur Vermeidung einer Gewässerverunreinigung (§ 30) 
notwendigen und nach dem Stand der Technik möglichen Vorkehrungen 
zu treffen, die nach Beendigung der Entnahme zu treffenden Maßnahmen 
aufzutragen sowie darauf zu achten, dass Gemeinden in der Versorgung 
ihrer Bewohner mit Trinkwasser nicht beeinträchtigt werden. Die 
genannten Vorhaben können befristet genehmigt werden. Es finden die 
§§ 27 Abs. 4 und 29 sinngemäß Anwendung. 

 2. genehmigungspflichtige Betriebsanlagen im Sinne der 
Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194 und bewilligungspflichtige 
Aufbereitungsanlagen im Sinne des Mineralrohstoffgesetzes, BGBl. I 
Nr. 38/1999 und genehmigungspflichtige Kesselanlagen im Sinne des 
Emissionsschutzgesetzes für Kesselanlagen, BGBl I Nr. 150/2004 
hinsichtlich folgender mit Errichtung, Betrieb oder Änderung der 
Betriebsanlage verbundener Maßnahmen: 

 - Wasserentnahmen für Feuerlöschzwecke (§§ 9 und 10), 
 - Abwassereinleitungen in Gewässer (§32 Abs.2 lit. a, b und e) 

ausgenommen Abwassereinleitungen aus Anlagen zur Behandlung 
der in einer öffentlichen Kanalisation gesammelten Abwässer, 

 - Lagerung von Stoffen, die zur Folge haben, dass durch eindringen 
(Versickern) von Stoffen in den Boden das Grundwasser 
verunreinigt wird (§ 32 Abs. 2 lit. c),
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 - Abwassereinleitungen in wasserrechtlich bewilligte 

Kanalisationsanlagen, 
 - Wärmepumpen gem. § 31c Abs.5. 

Insbesondere sind die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes betreffend 
Stand der Technik einschließlich der Gewährung von Ausnahmen vom 
Stand der Technik, persönliche Ladung von Parteien, Emissions- und 
Immissionsbegrenzungen sowie Überwachung einschließlich 
Grundwasserzustandsbericht jedenfalls mitanzuwenden. 
Die nach diesem Bundesgesetz bestehenden behördlichen Befugnisse und 
Aufgaben zur Überprüfung der Ausführung der Anlage, zur Kontrolle, 
zur Herstellung des gesetzmäßigen Zustandes, zur Gefahrenabwehr, zur 
nachträglichen Konsensanpassung, zur Vorschreibung und 
Durchführung von Maßnahmen bei Errichtung, Betrieb, Änderung und 
Auflassung, sind von der Gewerbebehörde wahrzunehmen. Die 
Bestimmungen betreffend die allgemeine Gewässeraufsicht bleiben 
unberührt. 

 3. Eisenbahnbauten und Bauten auf Bahngrund, die nach den 
eisenbahnrechtlichen Vorschriften einer eisenbahnbaubehördlichen 
Bewilligung im Sinne des § 31 des Eisenbahngesetzes 1957, BGBl. 
Nr. 60 oder der §§ 31 und 36 des Seilbahngesetzes 2003, BGBl. I Nr. 
103/2003 bedürfen und durch die öffentlichen Gewässer oder 
obertägigen Privatgewässer berührt werden, soweit diese Bauten nicht 
mit einer Wasserentnahme aus einem derartigen Gewässer (§ 9) oder mit 
einer Einleitung (§ 32) in ein solches verbunden sind oder sie die 
Ausnutzung der motorischen Kraft des Wassers (§ 9) bezwecken; 

 4. die Erschließung und Benutzung von Grundwasser auf Bahngrund für 
Bau- und Betriebszwecke der in die Zuständigkeit der Eisenbahnbehörde 
fallenden Eisenbahnen. 
Im eisenbahnrechtlichen Bauverfahren sind die materiell-rechtlichen 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes anzuwenden. Zu diesem Zweck ist 
dem eisenbahnbehördlichen Ermittlungsverfahren (der politischen 
Begehung) nach Z 3 oder 4 ein Vertreter der Wasserrechtsbehörde als 
Kommissionsmitglied beizuziehen. Findet sich die Eisenbahnbehörde 
nicht in der Lage, der Stellungnahme dieses Kommissionsmitgliedes 
Rechnung zu tragen, so hat sie bei der Entscheidung im Einvernehmen 
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mit dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft vorzugehen. Für Anlagen und Bauten der in Z 3 
bezeichneten Art kann unbeschadet weitergehender Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes das Enteignungsrecht nach den Vorschriften des 
Eisenbahn-Enteignungsentschädigungsgesetzes, BGBl. Nr. 71/1954 in 
der geltenden Fassung, ausgeübt werden. Im Bewilligungsverfahren 
gemäß §§ 38 und 39 des Eisenbahngesetzes 1957, BGBl. Nr. 60, für 
Herstellungen und Maßnahmen im Gefährdungsbereiche der Bahn, die 
einer wasserrechtlichen Bewilligung bedürfen, hat die 
Eisenbahnbehörde, sofern sie die Vorschreibungen der 
Wasserrechtsbehörde zum Schutze der Bahnbelange nicht für 
ausreichend erachtet, im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft vorzugehen. 

 5. genehmigungs- und anzeigepflichtige Behandlungsanlagen im Sinne des 
§ 37Abs.1 des Abfallwirtschaftsgesetzes 2002, BGBl. I Nr. 102/2002. 
Bezüglich der mitanzuwendenden wasserrechtlichen Tatbestände sind 
die nach diesem Bundesgesetz bestehenden behördlichen Befugnisse und 
Aufgaben zur Überprüfung der Ausführung der Anlage, zur Kontrolle, 
zur Herstellung des gesetzmäßigen Zustandes, zur Gefahrenabwehr, zur 
nachträglichen Konsensanpassung, zur Vorschreibung und 
Durchführung von Maßnahmen bei Errichtung, Betrieb, Änderung und 
Auflassung, auch von diesen Behörden wahrzunehmen, soweit die in 
diesem Bundesgesetz bestehenden behördlichen Befugnisse und 
Aufgaben über die behördlichen Befugnisse und Aufgaben nach der 
AWG 2002 hinausgehen. Die Bestimmungen betreffend die allgemeine 
Gewässeraufsicht bleiben unberührt. Auf Ablagerungen, bei denen mit 
Behandlungsaufträgen gem. § 73 Abs.1 bis 4 AWG 2002 vorzugehen ist 
finden die Bestimmungen über die Herstellung des Gesetzmäßigen 
Zustandes (§ 138 ) nach diesem Bundesgesetz keine Anwendung. 

 6. genehmigungspflichtige Vorhaben im Sinne des § 17 
Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz. Bei der Entscheidung über einen 
Genehmigungsantrag sind alle in diesem Bundesgesetz vorgesehenen 
Genehmigungsvoraussetzungen anzuwenden. Weiters sind die nach 
diesem Bundesgesetz vorgesehenen Parteien dem Verfahren beizuziehen. 

§ 137. (1) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist, sofern die Tat nicht 
nach Abs. 2, 3 oder 4 einer strengeren Strafe unterliegt, mit einer Geldstrafe bis 

§ 137. (1) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist, sofern die Tat nicht, 
nach Abs. 2, 3 oder 4 einer strengeren Strafe unterliegt, mit einer Geldstrafe bis 



  29 von 33 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
zu 3 630 € zu bestrafen, wer 
 1. eine nach §§ 12b Abs. 1, 22, 23a Abs. 1, 29 Abs. 7, 31 Abs. 2, 31a 

Abs. 4, 32 Abs. 2 lit. g, 32b Abs. 2 und 4, 56 Abs. 3, 112 Abs. 6 oder 121 
Abs. 4 vorgeschriebene Anzeige, Meldung oder Mitteilung nicht oder 
nicht rechtzeitig abgibt; 

 2. in Laichschonstätten während der Schonzeit (§ 15 Abs. 5) eine mit einer 
Gefährdung des Laichs oder der Fischbrut verbundene Tätigkeit 
vornimmt; 

 3. in Winterlagern (§ 15 Abs. 6) die Eisdecke entfernt oder Schlamm, Sand, 
Kies, Steine oder Pflanzen entnimmt; 

 4. einem gemäß § 34 Abs. 2 angeordneten Betretungsverbot 
zuwiderhandelt; 

 5. einen ihm erteilten Auftrag gemäß § 29 Abs. 1 zur Durchführung 
letztmaliger Vorkehrungen, gemäß § 47 Abs. 1 zur Instandhaltung der 
Gewässer, gemäß § 121 Abs. 1 zur Beseitigung von Mängeln oder 
Abweichungen oder einen ihm erteilten Alternativauftrag gemäß § 138 
Abs. 2 nicht, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erfüllt; 

 6. die ihn gemäß § 72 Abs. 1 treffenden Duldungspflichten verletzt; 
 7. ein Organ der wasserrechtlichen Bauaufsicht (§ 120), der 

Talsperrenaufsicht (§ 23a) oder der Gewässeraufsicht (§ 133) oder einen 
Talsperrenverantwortlichen (§ 23a) oder einen Abwasserbeauftragten 
(§ 33) an der Ausübung seiner Tätigkeit hindert; 

 8. als Kanalisationsunternehmen nicht die Verzeichnisse der gemeldeten 
Einleiter führt oder aktualisiert (§ 32b Abs. 4); 

 9. entgegen einer gemäß § 59a Abs. 3 erlassenen Verordnung die 
erforderlichen Daten sowie die Ergebnisse der ihm bescheidmäßig 
vorgeschriebenen Immissionsüberwachung nicht oder nicht 
ordnungsgemäß sammelt, bearbeitet oder in geeigneter Form dem 
Landeshauptmann übermittelt; 

 10. den Zweck der Wasserbenutzung (§ 21 Abs. 4) ohne Bewilligung ändert; 
 11. das Staumaß nicht gemäß § 23 herstellt oder erhält; 
 12. die vorgeschriebene Stauhöhe (§ 24) nicht einhält; 
 13. als nach § 31 Abs. 1 Verpflichteter oder als Lenker, Beifahrer oder Halter 

eines Tankfahrzeuges die in § 31 Abs. 2 vorgesehenen Maßnahmen 

zu 3 630 € zu bestrafen, wer
 1. eine nach §§ 12b Abs. 1, 22, 23a Abs. 1, 29 Abs. 7, § 29a Abs. 3, 31 

Abs. 2, 31a Abs. 4, 32 Abs. 2 lit. g, 32b Abs. 2 und 4, 56 Abs. 3, 112 
Abs. 6 oder 121 Abs. 4 vorgeschriebene Anzeige, Meldung oder 
Mitteilung nicht, nicht vollständig oder rechtzeitig abgibt; 

 2. in Laichschonstätten während der Schonzeit (§ 15 Abs. 5) eine mit einer 
Gefährdung des Laichs oder der Fischbrut verbundene Tätigkeit 
vornimmt; 

 3. in Winterlagern (§ 15 Abs. 6) die Eisdecke entfernt oder Schlamm, Sand, 
Kies, Steine oder Pflanzen entnimmt; 

 4. einem gemäß § 34 Abs. 2 angeordneten Betretungsverbot 
zuwiderhandelt; 

 5. einen ihm erteilten Auftrag gemäß § 29 Abs. 1 zur Durchführung 
letztmaliger Vorkehrungen, gemäß § 29a zur Setzung der erforderlichen 
Maßnahmen nach endgültiger Einstellung der Tätigkeit, gemäß § 47 
Abs. 1 zur Instandhaltung der Gewässer, gemäß § 121 Abs. 1 zur 
Beseitigung von Mängeln oder Abweichungen oder einen ihm erteilten 
Alternativauftrag gemäß § 138 Abs. 2 nicht, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig erfüllt; 

 6. die ihn gemäß § 72 Abs. 1 treffenden Duldungspflichten verletzt; 
 7. ein Organ der wasserrechtlichen Bauaufsicht (§ 120), der 

Talsperrenaufsicht (§ 23a) oder der Gewässeraufsicht (§ 133) oder einen 
Talsperrenverantwortlichen (§ 23a) oder einen Abwasserbeauftragten 
(§ 33) an der Ausübung seiner Tätigkeit hindert; 

 8. als Kanalisationsunternehmen nicht die Verzeichnisse der gemeldeten 
Einleiter führt oder aktualisiert (§ 32b Abs. 4); 

 9. entgegen einer gemäß § 59a Abs. 3 erlassenen Verordnung die 
erforderlichen Daten sowie die Ergebnisse der ihm bescheidmäßig 
vorgeschriebenen Immissionsüberwachung nicht oder nicht 
ordnungsgemäß sammelt, bearbeitet oder in geeigneter Form dem 
Landeshauptmann übermittelt; 

 10. den Zweck der Wasserbenutzung (§ 21 Abs. 4) ohne Bewilligung ändert; 
 11. das Staumaß nicht gemäß § 23 herstellt oder erhält; 
 12. die vorgeschriebene Stauhöhe (§ 24) nicht einhält; 
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unterlässt;

 14. keinen Talsperrenverantwortlichen sowie keinen Stellvertreter bestellt, 
der die in § 23a genannten Voraussetzungen erfüllt, oder keinen 
Abwasserbeauftragten (§ 33) bestellt; 

 15. den gemäß § 33f Abs. 3 zur Grundwassersanierung angeordneten 
Nutzungsbeschränkungen oder Reinhaltemaßnahmen oder gemäß §§ 34 
Abs. 1 und 2, 35 und 37 zum Schutz der Wasserversorgung, von 
Heilquellen oder von Heilmooren getroffenen Anordnungen oder den in 
einer Verordnung gemäß § 48 Abs. 2 oder den gemäß § 55p Abs. 2 
letzter Satz getroffenen Anordnungen zuwiderhandelt; 

 16. ohne wasserrechtliche Bewilligung oder entgegen einer solchen eine 
gemäß §§ 31a oder 31c bewilligungspflichtige Maßnahme setzt oder eine 
bewilligungspflichtige Anlage errichtet oder betreibt, nach § 38 
bewilligungspflichtige besondere bauliche Herstellungen vornimmt, eine 
nach § 40 bewilligungspflichtige Entwässerungsanlage errichtet oder 
betreibt, nach § 41 Abs. 1 oder 2 bewilligungspflichtige Schutz- oder 
Regulierungswasserbauten errichtet, eine nach § 50 Abs. 8 
bewilligungspflichtige Räumung oder Spülung von Kanälen, 
Stauräumen, Ausgleichsbecken oder ähnliche Maßnahmen vornimmt 
oder nach § 56 bewilligungspflichtige vorübergehende Eingriffe in den 
Wasserhaushalt vornimmt; 

 17. eigenmächtig die natürlichen Abflussverhältnisse ändert (§ 39 Abs. 1 und 
2); 

 18. größere Räumungsarbeiten entgegen § 41 Abs. 4 vornimmt; 
 19. gemäß § 48 Abs. 1 verbotene Ablagerungen vornimmt; 
 20. ihn gemäß § 50 Abs. 1, 2 oder 6 treffende Erhaltungspflichten 

vernachlässigt; 
 21. eine Anlage entgegen einer Auflage gemäß § 112 Abs. 6, dritter Satz, vor 

Durchführung der behördlichen Überprüfung betreibt; 
 22. gemäß § 32b Abs. 3 oder § 134 vorgeschriebene Nachweise oder 

Befunde nicht oder nicht fristgerecht vorlegt; 
 23. als Talsperrenverantwortlicher (§ 23a), als Bauaufsicht (§ 120) oder als 

Abwasserbeauftragter (§ 33) die ihm obliegenden Überwachungs- und 
Informationspflichten grob vernachlässigt;

 13. als nach § 31 Abs. 1 Verpflichteter oder als Lenker, Beifahrer oder Halter 
eines Tankfahrzeuges die in § 31 Abs. 2 vorgesehenen Maßnahmen 
unterlässt; 

 14. keinen Talsperrenverantwortlichen sowie keinen Stellvertreter bestellt, 
der die in § 23a genannten Voraussetzungen erfüllt, oder keinen 
Abwasserbeauftragten (§ 33) bestellt; 

 15. den gemäß § 33f Abs. 3 getroffenen Überprüfungs- oder 
Aufzeichnungsanordnungen oder den gemäß § 33f Abs. 6 zur 
Grundwassersanierung angeordneten Nutzungsbeschränkungen oder 
Reinhaltemaßnahmen oder gemäß §§ 34 Abs. 1 und 2, 35 und 37 zum 
Schutz der Wasserversorgung, von Heilquellen oder von Heilmooren 
getroffenen Anordnungen oder den in einer Verordnung gemäß § 48 
Abs. 2 oder den gemäß § 55p getroffenen Anordnungen zuwiderhandelt; 

 16. ohne wasserrechtliche Bewilligung oder entgegen einer solchen eine 
gemäß §§ 31a oder 31c bewilligungspflichtige Maßnahme setzt oder eine 
bewilligungspflichtige Anlage errichtet oder betreibt, nach § 38 
bewilligungspflichtige besondere bauliche Herstellungen vornimmt, eine 
nach § 40 bewilligungspflichtige Entwässerungsanlage errichtet oder 
betreibt, nach § 41 Abs. 1 oder 2 bewilligungspflichtige Schutz- oder 
Regulierungswasserbauten errichtet, eine nach § 50 Abs. 8 
bewilligungspflichtige Räumung oder Spülung von Kanälen, 
Stauräumen, Ausgleichsbecken oder ähnliche Maßnahmen vornimmt 
oder nach § 56 bewilligungspflichtige vorübergehende Eingriffe in den 
Wasserhaushalt vornimmt; 

 17. eigenmächtig die natürlichen Abflussverhältnisse ändert (§ 39 Abs. 1 und 
2); 

 18. größere Räumungsarbeiten entgegen § 41 Abs. 4 vornimmt; 
 19. gemäß § 48 Abs. 1 verbotene Ablagerungen vornimmt; 
 20. ihn gemäß § 50 Abs. 1, 2 oder 6 treffende Erhaltungspflichten 

vernachlässigt; 
 21. eine Anlage entgegen einer Auflage gemäß § 112 Abs. 6, dritter Satz, vor 

Durchführung der behördlichen Überprüfung betreibt; 
 22. gemäß § 32b Abs. 3, § 134 oder § 134a vorgeschriebene Nachweise oder 

Befunde nicht oder nicht fristgerecht vorlegt;
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 24. Einleitungen in eine Kanalisationsanlage (§ 32b) vornimmt und dabei die 

gemäß § 33b Abs. 3 erlassenen Emissionsbegrenzungen oder die vom 
Kanalisationsunternehmen zugelassenen Abweichungen nicht einhält 
oder die Einleitungen ohne Zustimmung des Kanalisationsunternehmens 
vornimmt; 

 25. durch die ohne wasserrechtliche Bewilligung oder entgegen einer solchen 
vorgenommene Räumung oder Spülung von Kanälen, Stauräumen, 
Ausgleichsbecken oder durch ähnliche Maßnahmen die Beschaffenheit 
der Gewässer beeinträchtigt (§ 50 Abs. 8); 

 26. durch Außerachtlassung der ihn gemäß § 55b Abs. 2 erster Satz 
treffenden Sorgfaltspflicht die Gefahr einer Gewässerverunreinigung 
herbeiführt.

 23. als Talsperrenverantwortlicher (§ 23a), als Bauaufsicht (§ 120) oder als 
Abwasserbeauftragter (§ 33) die ihm obliegenden Überwachungs- und 
Informationspflichten grob vernachlässigt; 

 24. Einleitungen in eine Kanalisationsanlage (§ 32b) vornimmt und dabei die 
gemäß § 33b Abs. 3 erlassenen Emissionsbegrenzungen oder die vom 
Kanalisationsunternehmen zugelassenen Abweichungen nicht einhält 
oder die Einleitungen ohne Zustimmung des Kanalisationsunternehmens 
vornimmt; 

 25. durch die ohne wasserrechtliche Bewilligung oder entgegen einer solchen 
vorgenommene Räumung oder Spülung von Kanälen, Stauräumen, 
Ausgleichsbecken oder durch ähnliche Maßnahmen die Beschaffenheit 
der Gewässer beeinträchtigt (§ 50 Abs. 8).

(3) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist mit einer Geldstrafe bis zu 
36 340 €, im Falle der Uneinbringlichkeit mit Ersatzfreiheitsstrafe bis zu sechs 
Wochen, zu bestrafen, wer 
 1. … 
 2. durch Nichtbefolgung eines ihm gemäß §§ 29 oder 31 Abs. 3 erteilten 

Auftrages eine Gefahr für die Sicherheit oder das Leben von Menschen 
oder eine erhebliche Gefahr für die Gewässer (§ 30 Abs. 3) herbeiführt; 

 3. … 
 4. … 
 5. … 
 6. … 
 7. … 
 8. … 
 9. … 
 10. … 
 11. … 
 12. … 
 13. … 

(3) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist mit einer Geldstrafe bis zu 
36 340 €, im Falle der Uneinbringlichkeit mit Ersatzfreiheitsstrafe bis zu sechs 
Wochen, zu bestrafen, wer 
 1. … 
 2. durch Nichtbefolgung eines ihm gemäß §§ 29, 29a oder 31 Abs. 3 

erteilten Auftrages eine Gefahr für die Sicherheit oder das Leben von 
Menschen oder eine erhebliche Gefahr für die Gewässer (§ 30 Abs. 3) 
herbeiführt; 

 3. … 
 4. … 
 5. … 
 6. … 
 7. … 
 8. … 
 9. … 
 10. … 
 11. … 
 12. … 

13. … 
§ 145. (11) neu. § 145. (11) § 55p in der Fassung BGBl. I Nr. xx/xxxx tritt mit 23.12.2013 in 

Kraft. 
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§ 145. (12) neu. § 145. (12) §§ 21 Abs. 2, 94 Abs. 5, 97 Abs. 2 letzter Satz, 97 Abs. 3 letzter 

Satz, 100 Abs.4, 112 Abs. 1 zweiter Satz, 112 Abs. 2 zweiter Satz, 116, 117 
Abs. 4 und 122 Abs. 1 letzter Satz in der Fassung BGBl. I Nr. xx/xxxx treten mit 
1.1.2014 in Kraft.

§ 145. (13) neu. § 145. (13) §§ 55 Abs. 5, 55g Abs. 3 und 104 Abs. 3 in der Fassung BGBl. I 
Nr. xx/xxxx treten hinsichtlich der Beschwerdelegitimation an das 
Verwaltungsgericht mit 1.1.2014 in Kraft. Bis zu diesem Zeitpunkt gelten §§ 55 
Abs. 5, 55g Abs. 3 und 104 Abs. 3 in der Fassung BGBl. I Nr. 14/2011 
entsprechend der durch BGBl. I Nr. xx/xxxx geänderten Rechtslage.

Anhang G

Kriterien für die Festlegung des Standes der Technik 
Bei der Festlegung des Standes der Technik ist unter Beachtung der sich aus einer 
bestimmten Maßnahme ergebenden Kosten und ihres Nutzens und des 
Grundsatzes der Vorsorge und der Vorbeugung im Allgemeinen wie auch im 
Einzelfall Folgendes zu berücksichtigen: 
 1. Einsatz abfallarmer Technologie; 
 2. Einsatz weniger gefährlicher Stoffe; 
 3. Förderung der Rückgewinnung und Verwertung der bei den einzelnen 

Verfahren erzeugten und verwendeten Stoffe und gegebenenfalls der 
Abfälle; 

 4. Fortschritte in der Technologie und in den wissenschaftlichen 
Erkenntnissen; 

 5. Art, Auswirkungen und Menge der jeweiligen Emissionen; 
 6. Zeitpunkte der Inbetriebnahme der neuen oder der bestehenden Anlagen; 
 7. die für die Einführung eines besseren Standes der Technik erforderliche 

Zeit; 
 8. Verbrauch an Rohstoffen und Art der bei den einzelnen Verfahren 

verwendeten Rohstoffe (einschließlich Wasser) und Energieeffizienz; 
 9. die Notwendigkeit, die Gesamtwirkung der Emissionen und die Gefahren 

für die Umwelt so weit wie möglich zu vermeiden oder zu verringern; 
 10. die Notwendigkeit, Unfällen vorzubeugen und deren Folgen für die 

Anhang G 

Kriterien für die Festlegung des Standes der Technik 
Bei der Festlegung des Standes der Technik ist unter Beachtung der sich aus einer 
bestimmten Maßnahme ergebenden Kosten und ihres Nutzens und des 
Grundsatzes der Vorsorge und der Vorbeugung im Allgemeinen wie auch im 
Einzelfall Folgendes zu berücksichtigen: 
 1. Einsatz abfallarmer Technologie; 
 2. Einsatz weniger gefährlicher Stoffe; 
 3. Förderung der Rückgewinnung und Verwertung der bei den einzelnen 

Verfahren erzeugten und verwendeten Stoffe und gegebenenfalls der 
Abfälle; 

 4. Vergleichbare Verfahren, Vorrichtungen und Betriebsmethoden, die mit 
Erfolg im industriellen Maßstab erprobt wurden; 

 5. Fortschritte in der Technologie und in den wissenschaftlichen 
Erkenntnissen; 

 6. Art, Auswirkungen und Menge der jeweiligen Emissionen; 
 7. Zeitpunkte der Inbetriebnahme der neuen oder der bestehenden Anlagen; 
 8. die für die Einführung eines besseren Standes der Technik erforderliche 

Zeit; 
 9. Verbrauch an Rohstoffen und Art der bei den einzelnen Verfahren 

verwendeten Rohstoffe (einschließlich Wasser) und Energieeffizienz; 
10. die Notwendigkeit, die Gesamtwirkung der Emissionen und die Gefahren 
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Umwelt zu verringern; 

 11. die von der Kommission gemäß Artikel 16 Absatz 2 der Richtlinie 
96/61/EG über die integrierte Vermeidung und Verminderung der 
Umweltverschmutzung oder von internationalen Organisationen 
veröffentlichten Informationen. 

für die Umwelt so weit wie möglich zu vermeiden oder zu verringern;
 11. die Notwendigkeit, Unfällen vorzubeugen und deren Folgen für die 

Umwelt zu verringern; 
 12. die von internationalen Organisationen veröffentlichten Informationen. 

 


